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4 Zerimne

Bergarbeiter und
Bochum, 25. Juli. Jn einer von 256 Schachtanlagendes Ruhr ebiets beſchickten Ruhrbergarbeiter- Konferenz

berichtete der Abgeordnete und Kohlenſachverſtändige Hus
über die Konferenz in Spa. Er betonte, daß er mit
Stinnes nur in den wirtſchaftlichen Fragen einer Mei-
nung geweſen ſei. Die Regierung ſei gezwungen ge-
weſen, das Kohlenabkommen zu unterzeichnen, um das
Reich nicht zerſtückeln zu laſſen, außerdem hätten außer-
politiſche Gründe dabei mitgeſprochen. Die Durchführung
des Kohlenabkommens ſei nahezu unmöglich. Die Berg-
leute würden ſich auch von der Entente nicht um die
Siebenſtundenſchicht bringen laſſen. Eine Beſetzung des
Ruhrgebiets würde für ganz Europa die ſchwerwiegend-
ſten Folgen haben. Hus ſowie alle übrigen Redner for-
derten die ſchleunige Sozialiſierung des Bergbaues.
In einer einſtimmig angenommenen Entſchließung

billigte die Verſammlung das Verhalten der Berg-
arbeitervertreter in Spa. Die Entſchließung proteſtiert
gegen eine Beſetzung des Ruhrgebiets und gegen eine
Verſklavung der Bergleute und erklärt, daß die Berg-
leute ſich dagegen zur Wehr ſetzen würden. Die Berg-arbeiter ſeien freiwillig bereit, die Kohlenförderun ſo
zu ſteigern, daß die von der Entente re Kohlen-
mengen und außerdem der Kohlenbedarf Deutſchlands
und die laut Verträgen an Holland, die Schweiz uſw. zu
liefernden Kohlenmengen geliefert weroöen könnten.
Vorausſetzung ſei eine beſſere Ernährung der Bergleute.
Solange dieſe nicht erfolgt, ſei eine Mehrförderung beimbeſten Willen nicht mögkich. Schließl e

techniſche insport-weſens und de nungsweſens und die ungeſäumte
Sozialiſterung verlangt.
Ein Antrag der Radikalen auf Einſtellung der Ueber
e nd Lohnerhöhung wurde mit großer Mehrheit

gelehnt.
Vom Reichswirtſchaftsminiſterium wohnte ein Ver

treter den Verhandlungen bei. Er appellierte an die
Bergarbeiter, das Vaterland vor der Zerſtückelung zu
bewahren.

Dann wurde noch ein Antrag angenommen, den
jenigen Landesteilen die Kohlenzufuhr zu ſperren, in
denen ſich Sonderbündeleien durchſetzen ſollten.

Internationale Aktion der Bergarbeiter.
Wie die Blätter aus Duisburg melden, wurde den

Ruhrbergleuten auf eine Anfrage an das internationale
Gewerkſchaftsbüro, wie ſich die Bergleute der ande-
ren Länder zu einer Aktion gegen die vonder Entente geforderte Mehrkeiſtung im
Ruh rkohlenbergbap ſtellen würden, geantwortet,
daß eine internationale Aktion der Arbeiter
richt zu erwarten ſei. Dies gilt für die gemäßigten
irbeiterorganiſationen von England, Frankreich und Bel
hien. Das radikale Arbeiterſyndikat des Seine-Bezirks
vürde ſich dagegen bereiterklären, die deutſchen Bergarbeiter
in einem Kampfe zu unterſtützen.

Waffenſtillſtand mit Polen.
Nach einem Moskauer Funkſpruch hat die

owjetregiereung den Vorſchlag Polensuf Abſchluß eines Waffenſtillſtandes an-en ommen.
Wie ein weiterer Funkſpruch aus Moskau berichtet,Peht ſich die rote Armee auf Befehl des bolſchewiſtiſchen

berkommandos zurück.

Kohlenahkommen.
London, 25. Juli. Einem Funkſpruch aus Moskau zu

folge wird die polniſche Regierung Vertreter,
die mit Voll machten ausgeſtattet ſind, an den von
der ruſſiſchen Regierung zu bezeichnenden Ort ſenden. Die
ruſſiſche Regierung wird gleichfalls die Zeit feſtſetzen, zu

ſich die polniſchen Vertreter an dieſen Ort begeben
ollen.

Der Funkſpruch, gezeichnet Tſchitſcherin, den die Sow-
jetregierung am 23. Juli an die pol niſche Re-
gierung richtete, lautet: An den Miniſter des Aeußern
Sapieha, Warſchau. Die Sowjetregierung Rußlands gibt
der ruſſiſchen oberſten Heeresleitung den Befehl, mit den
militäriſchen Kommandanten Polens ſofort Verhand-
lungen einzugehen, die zu einem Waffenſtillſtand,
der den endgültigen Frieden zwiſchen den
beidene Ländern vorbereitet, führen können.
Die ruſſiſche Regierung wird die polniſchſe Regierung über
Ort und Zeit des Beginnens dieſer Verhandlungen zwi-
ſchen den Militärkommandos der beiden Parteien unter
richten.
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Der Wiener Berichterſtatter des „Berl. Tageblatts“
berichtet über Mitteilungen des neuernannten Mos-
kauer Bevollmächtigten in Wien. Nach dieſem Bericht
erklärte der Bevollmächtigte, Bronſki-Warſzawsky, u. a.:

Jch zweifle nicht daran, daß es zur Aufnahme vonBeräanbtungen zwiſchen Moskau und Warſchau kommen

wird, denn unſer Vormarſch gegen Polen iſt nur durch
den polniſchen Angriff ezwungen worden, und es
wäre uns ſelbſt im höchſten Grade unerwünſcht, in War
ſchau einmarſchieren zu müſſen, da wir keineswegs die
Abſicht haben, als „Eroberer“ in Polen zu erſcheinen.

Wir haben natürlich nicht die Abſicht, jenen Tanz
aufzuführen, den man in Breſt-Litowſk auf der Leiche
Rußlands getanzt hat, und es iſt eine lächerliche Ver
leumdung, wenn man behauptet, daß wir die gemein-
ſame Grenze mit Deutſchland fordern. Wohl aber wird
eine unſerer erſten Bedingungen die Forderung nach dem
völlig uneingeſchränkten Wirtſchaftsverkehr mit dem
Weſten und vor allem mit Deutſchland bilden. Mit den
Plänen der polniſchen und der franzöſiſchen Jmperia-
liſten, Rußland und Deutſchland auch wirtſchaftlich zu
trennen, werden wir gründlich aufräumen müſſen, denn
der uneingeſchränkte Wirtſchaftsverkehr mit Deutſchland
bildet ein Lebensintereſſe des deutſchen und des ruſſiſchen
Volkes, das in vollkommener Uebereinſtimmung mit den
Intereſſen des polniſchen Volkes ſelbſt ſteht. Auch die
Frage von Danzig ſpielt in dieſem Zuſammenhang eine
große Rolle. Wenn man den Verhandlungen ausſchließ-
lich die Intereſſen der Beteiligten zugrunde legen und
alle imperialiſtiſchen Tendenzen ausſchließen wird, dann
wird es auch zum Frieden zwiſchen Polen und Sowjet-

m

rußland kommen.“
Beginn am 30. Juli.

Wien, 26. Juli. Nach einem hier eingetroffenen
drahtloſen Telegramm aus Moskau hat die Oberſte
ruſſiſche Heeresleitung in einem Funkſpruch das polniſche
Oberkommando aufgefordert, am 30. Juli, abends 8 Uhr,

auf der Straße Baranowitſchi Breſt-Litowſk unter
weißer Flagge ſeine Unterhändler für den Waffenſtill-
ſtand den roten Vorhuten entgegenzuſenden.

——2

Verlehung der deutſchen Reutralität.

NMarburg a. d. Lahn, 26. Juli. Hier traf geſtern nach
wittag, wie die „Heſſiſche Landeszeitung“ meldet, aus
Aießen kommend, ein polniſcher Transportzug ein. Jm
puge befanden ſich fremde Offiziere mit Frau und Kind,
wie einige Wagen Gewehre und Munition. Auf dem
Larburger Bahnhof fand ſich auf die Kunde von dem
äntreffen des Zuges eine große Menſchenmenge ein,
e gegen den Weitertransport proteſtierte. Einige
gagen wurden aufgeriſſen ar die darin befindlichen
ewehre herausgeholt und zerſchlagen. Der Zug ver-
leibt bis zum Eintreffen einer Nachricht von der Reichs
gierung auf einer Station in der Nähe von Marburg.

Der Frankfurter Zeitung“ wird aus dem beſetzten
debiet geſchrieben:

Die Franzoſen bereiten ſeit etwa 10 Tagen eine Expe-
tion nach Polen durch Deutſchland vor und haben für die

eförderung zunächſt folgenden Ausweg gefunden: Die
tansporte werden angeblich zur Ablöſung der in Ober-
leſen ſtehenden Truppen auf den Marſch geſetzt. Um auch

eigenen Truppe das wirkliche Ziel zu verſchleiern, wer
die „Erſatztruppen“ verſchiedenen Formationen ent-

mmen. Vor allem werden Artillerie und Sanitätsperſo-
l geſchickt. Ein Transport von 21 Waggons, der als

Sanitätszug bezeichnet wurde, iſt bereits abgegangen. Die
Waggons enthielten in Wirklichkeit Munition und Ma-
ſchinengewehre. Ein zweiter ähnlicher Transport von 18
Waggons geht in den nächſten 48 Stunden ab. Die Begleit-
mannſchaften beſtehen aus Unteroffizieren. Dies ſoll jedoch
erſt der Anfang ſein. Jch höre, daß man die Entſendung
weit größerer Transporte im Auge hat und daß Frankreich
beabſichtigt, ihren Durchmarſch, wenn die politiſche Lage es
erfordert, auf diplomatiſchem Wege durchzuſetzen.

Die engliſchen Delegierten für den internationalen
Sozialiftenkongreß.

An dem Genfer Sozialiſtenkongreß werden ungefähr
20 Delegierte der Labour Party teilnehmen. Unter ihnen
befinden ſich: Ramſay Macdonald, die Parlamentsmit-
glieder Thomas, Spoor und Neil Mac Lean, Sidney
Webb, Beatrice Webb und Miß Moe Arthur, die Sekre-
tärin der Vereinigung der weiblichen Gewerkſchafts-
mitglieder.

Einige
J. L. P., die bekanntlich den Austritt aus der zweiten
Internationale beſchloſſen hat. Sie werden als Dele-

ierte der L. P. (Arbeiterpartei), der die J. L. P. (Unab-

Delegierte ſind gleichzeitig Mitglieder der

hängige Arbeiterpartei) angeſchloſſen iſt, an dem Kon
greß teilnehme

Aas Kriſengeſpenſt.

Wirtſchaftliche Betrachtung von Rich. Woldt.
Mit e o Sorgen haben wir in die Zukunft zu

ſehen: außenpolitiſch und innenpolitiſch liegen die Dinge
ſar uns in Deutſchland ſehr ernſt. Spa hat gezeigt, wie
chwer die Laſten ſind, die uns beſonders wirtſchaftlich

die Vertreter der Siegerſtaaten auferlegen und dabei
zeigt ſich bei uns in, Deutſchland immer drohender das
Geſpenſt der Wirtſchaftskriſe.

Auch über dieſen n müſſen wir hinweg. Die
r war Wirtſchaftskriſe unterſcheidet ſich von den
rüheren Störungen dieſer Art darin, daß heute nicht

zuviel, ſondern zu wenig produziert wird. Betiebe
werden wer t, werden vorge-nommen, obwohl ein ungeheurer Warenmangel vor-
handen iſt.

Deshalb iſt es notwendig, mit I Deutlichkeit öffentlich die Verantwortlichkeit des Unternehmer-
tums an dieſen Kriſenerſcheinungen zu betonen. Was
wir jetzt ſehen, iſt ein Durcheinander, die einzelnen Unter-
nehmer, die verſchiedenen Unternehmergruppen orien-
tieren ſich in ihren geſchäftlichen Dispoſitionen nur nach
ihren unmittelbaren Konjunkturintereſſen. Auf die
Intereſſen der Allgemeinheit wird gepfiffen.

Nachdem man ſich verſpekuliert hat, verſucht man,
ſo viel wie mag zu retten. Die Schieber mit ihren
geſchäftlichen Umgangsformen, die Außenſeiter und
„Bönhaſen“ haben auch die Moral der zünftigen Unter
nehmerkreiſe angefreſſen. Statt regulär zu produzieren
und zu verkaufen, machte man ebenfalls in Spekulations
g. ften. Nicht mehr mit kaltem Blut u

ick wurde an die Zukunft gedacht, ſondern unruhigund haſtig ließ man ſich auf Spekulationen ein. Und
ſo iſt der Krach gekommen. Eine Ueberkapitaliſierung
iſt in vielen Fällen eingetreten, indem Materialien über
Materialien zu reis eingekauft wurden, um dieſe
bei dem Warenhunger mit dem höchſten Gewinn nachher
verkaufen zu können.

Die Wertſteigerung der deutſchen Mark mußte diefe
Berechnungen über den an werfen. Mit Beſtellungen
wird jetzt zurückgehalten. Jeder wartet ad die Stabi-
liſierung der Verhältniſſe und ſo lautet die Zwangs
parole für viele Kleinunternehmungen und Mittel
betriebe: lieber den Betrieb ſtillzulegen, als auf der
unſicheren jetzigen Preisgrundlage auf Vorrat weiter zu
produzieren. Den Schaden hat der Arbeiter und die
Allgemeinheit. Das Geſpenſt der Arbeitsloſigkeit wird
für die davon betroffenen Arbeiterſchichten r un
erträglich und bedeutet politiſch einen gefährlichen Un
ſicherheitsfaktor.

Wo bleibt hier die Kraft und die Macht der Unter-
nehmerverbände? Nach Selbſtverwaltung, nach unge
hinderter Bewegungsfreiheit der Unternehmer wurde
re der Abbau der r die Ablehnunger durchgreifenden r wurde gefordert, jetztbietet ſich Gelegenheit, zu beweiſen, ob unſer deutſches
Unternehmertum ſeine Pflichten und Verantwortung der
Allgemeinheit gegenüber erkennt. Wo ſind die Führer
der Wirtſchaft, die leitenden Unternehmer, die als Feld-
herren die Wirtſchaftslage zu meiſtern verſtehen

Wir ſehen in Wirklichkeit nur das Gegenteil von
dem, was unternommen werden müßte. Die Zentrali-
ſation der Unternehmermacht in den Organiſationen iſt
nur vorhanden, um gegen die Arbeiter zu rüſten, um die
Arbeitgeberverbände zu ſtärken, eine „Gewerkſchaft der
Unternehmer“ zu gründen. Jn der Handhabung des
Betriebsrätegeſetzes treibt man den Arbeitern gegenüber
eine ſtille und zähe Sabotage: überall gehen Zirkulare
herum, geheime Abmachungen der Einzelorganiſationen,
Rundſchreiben der Arbeitgeberſekretäre an ihre Ver-
bandsfirmen, den Wortlaut des Geſetzes ſo ſcharfſinnig
wie möglich zu interpretierrn, damit einſeitig ſtarke
Machtpoſitionen am Verhandlungstiſch für die Unter-
nehmer ſich ergeben.

Das iſt Kataſtrophenpolitik, die getrieben wird. Jetzt
darf nicht der Einzelprofit und das kulationsintereſſe
ausſchlaggebend ſein. Mit großzügiger Jnitiative und
mit weitem Blick muß disponiert werden. Wenn jetzt
nicht Arbeitsbeſchaffung und Arbeitsverteilun durch
greifend vrganiſiert wird, entſteht ein Vakuum, ein leerer
Raum, eine Periode, in der die Maſchine der Wirtſchaft,
die mit Volldampf arbeiten mußte, zum Stillſtand ge
bracht wird. Dieſe r können politiſch und
wisetſchaftlich nicht mehr eingeholt r die Ard

Eine wichtige Funktion werden hier die Arbeits
gemeinſchaften darſtellen. Die radikale Phraſeologie
ſucht ja allerdings den Arbeitern einzureden, daß manſich abſeits von dieſer Mitarbeit zu ſtellen habe. Am
gemeinſamen Beratungstiſch werde der Klaſſenkampf
verwäſſert und die Arbeiterintereſſen verraten. Für
einzelne Gewerkſchaften haben auf den Verbandstagen
dieſe radikalen Zeitgenoſſen den Beſchluß durchgedrückt,
die Arbeitsgemeinſchaften abzulehnen. Damit glaubten
ſie wahrhaft revolutionär gehandelt zu haben.

und weitem
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fänden in unſe Gothaer Ländchen hin

oweo ind Juhn guf den Dorfe
Erzählung von Gottfried Keller.

(3. Fortſetzung.)

Schon am nächſten Tage ſchickte Manz einen Dienſtbuben,
ein Tagelöhnermädchen und ſein eigenes Söhnchen Sali auf
den Acker hinaus, um das wilde Unkraut und Geſtrüpp
auszureuten und auf Haufen zu bringen, damit nachher die
Steine um ſo bequemer weggefahren werden könnten. Dies
war eine Aenderung in ſeinem Weſen, daß er den kaum
elfjährigen Jungen, der noch zu keiner Arbeit angehalten
worden, nun mit hinaus ſandte, gegen die Einſprache der
Mutter. Es ſchien, da er es mit ernſthaften und geſalbten
Worten tat, als ob er mit dieſer Arbeitsſtrenge gegen ſein
eigenes Blut das Unrecht betäuben wollte, in dem er lebte
und welches nun begann, ſeine Folgen ruhig zu entfalten.
Das ausgeſandte Völklein jätete inzwiſchen luſtig an dem
Unkraut und hackte mit Vergnügen an den wunderlichen
Stauden und Pflanzen aller Art, die da ſeit Jahren wucher-
ten. Denn da es eine außerordentliche, gleichſam wilde Arbeit
war, bei der keine Regel und keine Sorgfalt erheiſcht wurde,
ſo galt ſie als eine Luſt. Das wilde Zeug, an der Sonne ge-
dörrt, wurde aufgehäuft und mit großem Jubel verbrannt,
daß der Qualm weithin ſich verbreitete und die jungen Leut-
chen darin herumſprangen wie beſeſſen. Dies war das letzte
Freudenfeſt auf dem Unglücksfelde, und das junge Vren-
chen, Martis Tochter, kam auch hinausgeſchlichen und half
tapfer mit. Das Ungewöhnliche dieſer Begebenheit und die
luſtige Aufregung gaben einen guten Anlaß, ſich ſeinem
kleinen Jugendgeſpielen wieder einmal zu nähern, und die
Kinder waren recht glücklich und munter bei ihrem Feuer.
Es kamen noch andere Kinder hinzu, und es ſammelte ſich
eine ganze vergnügte Geſellſchaft; doch immer, ſobald ſie
getrennt wurden, ſuchte Sali alſobald wieder neben Vren-

ſchen zu kommen, und dieſes wußte desgleichen immer ver-
gnügt lächelnd zu ihm zu ſchlüpfen, und es war beiden Krega-
turen, wie wenn dieſer herrliche Tag nie enden müßte und
könnte. Doch der alte Manz kam gegen Abend herbei, um
zu ſehen, was ſie ausgerichtet, und obgleich ſie fertig waren,
ſo ſchalt er doch ob dieſer Luſtbarkeit und ſcheuchte die Geſell-
ſchaft auseinander. Zugleich zeigte ſich Marti auf ſeinem
Grund und Boden, und ſeine Tochter gewahrend, pfiff er
derſelben ſchrill und gebieteriſch durch den Finger, daß ſie

Wirklichkeit haben r die Mitarbeit der Was gerade jetzt zu ſeiner etwas myſteriöſen Ver „Auf erlogene und maßlos übertriebene Nachrichten allwichtigſten wirt wen n e ſelbſt ausgeſchaltet haftung geführt hat und wie die deutſchen Behörden in von Greuelzu 8 22
und damit die en ere en geſchädigt. Bewußt Frankfurt a. M. ihr Vorgehen rechtfertigen wollen, iſt tun ſich in Marburg die Studenten zuſammen, zum
oder unbewußt iſt das Motiv zu dieſer Politik die Angſt offiziell noch nicht bekannt. Zur Klärung trägt vielleicht größten Teil doch junge, politiſch unreife und unaufge
vor der eigenen Courage, das Gefühl der Unfähigkeit, eine Kontroverſe bei, die Dr. Dorten in dieſen Tagen klärte Menſchen, die in jedem ſozialdemokratiſchen Ar-
mit den Dingen praktiſch fertig zu werden. Je radikaler mit der „Rheiniſchen Volkswacht“ hatte. Die „Volks beiter ohne weiteres einen „Spartakiſten“ oder „Bolſche-
die politiſche Tonart, um ſo hilflofer die wirtſchaftliche wacht“, das offjzielle Kölner Zentrumsorgan, fordert wiſten“ ſehen, die in dem Glauben ſind. in Hotha habe S
Befähigung. Von vben fängt es an, einen Anſchauungs Dr. Dorten auf, den Klageweg zu beſchreiten, damit ſich das „ganze Verbrechergeſindel von Deutſchland“ zu Fſtauraunierricht geben ja jetzt die radikalen Betriebsräte. gerichtlicherſeits feſtgeſtellt werde, daß Dr. Dorten mit ſammengefunden, ziehen nach Thüringen, fallen, von Fſamn

Die Arbeitsgemeinſchaften ſtellen wichtige Intereſſen dem bayeriſchen Grafen Bothmer in Frankreich geweſen niemand geſandt, von niemand gerufen, in einen kleinen
vertretungen dar, wenn ſie richtig ausgerüſtet werden. ſei und dort wegen der rheiniſchen Republik verhandelt Gothaer Ort ein, nehmen auf Grund einer höchſt zweifel W
Nicht freiwillig, ſondern aus wirtſchaftlichen Notwendig habe. Nachdem Dr. Dorten im „Kölniſchen Tageblatt“ haften Denunziation Verhaftungen vor, ohne jede YMittw
keiten ſetzte der Unternehmer mit dem Arbeiter an die gegen ihn gerichteten Angriffe zurückgewieſen, erklärte Autoriſation, mit keinem größeren Recht als ſeinerzeit PWilsdden Selvenol angstiſg Selbſt die Herrenmenſchen aus nunmehr der Gewährsmann desſelben Blattes, daß der berühmte Hauptmann von Köpenick, und ſchleppen Fſamml

der Schwerinduſtrie lernten erkennen, daß ſie den Ar Dr. Dorten tatſächlich in intimeren Kreiſen erklärt habe, dann die Verhafteten unter Kolbenſtößen und anderen Fſoziald
beiter brauchen, daß ohne die paritätiſche Mitarbeit des daß innerhalb von drei Monaten die rheiniſche Republik R c fort, bis dann auf der Landſtraße beim Fdie wiArbeiters kein Aufbau der Wirtſchaſt möglich iſt. So erklärt würde. Bahnhofe Settelſtädt die Sache, die bis dahin eine Affen- Fpringe:
entſtanden die Arbeitsgemeinſchaften a ck realer Bezüglich der Dr. Dorten zur Verfügung ſtehenden kombdie war, zu einer furchtbaren Tragödie wird. Iſt J
Machtweraiimiſſe grlder erſt wert r Dr. d ſich wen el en e r mrat, das „be-en Intereſſen der Unternehm t der Arbeiter durch Vermittlung des Herrn Gallaſch um eine ſiebenhier en en Zrlereſen ent e Um Arbeits ſtellige Summe bemüht habe, die er von der Induſtrie zu Jhr „tapferes Studentenkorps“ hat unſägliches Un
lohn, Arbeitszeit und ſonſtige Bediſungen im Arbeits erhalten hoffte. Hierüber ſei häufig mit Herrn Gallaſch heil über eine Anzahl von Arbeiterfamilien gebracht.
vertrag finden die Auseinanderſetzr n ſtatt, die end verhandelt worden. Dr. Dorten habe dieſe Beſprechungen Ich habe einen der jetzt Erſchoſſenen ſelbſt getraut, wariltige Vereinbarung gilt als bindend für beide Teile auch zugeſtanden und weiter ſeinen Propagandafchatz als Zeuge des Glückes der Neuvermählten und ermeſſe den
es anzen Wirtſchaftszweiges. Aber über die reine das Gold der Induſtrie bezeichnet. Dr. Dorten ſoll im üntilgbaren Schmerz der armen jungen Frau. Jch ver- Féſtzung
Arbe berſphäre hinaus iſt innerhalb der Arbeitsgemein- Herbſt 1919 als Vertreter der Rheinlande mit baveriſchen gegenwärtige mir das Leid des Elternpaares, das von J Jie S
ſchaften auch der Ort, die großen Fragen der Wirlcha ts l Perſönlichkeiten, beſonders mit dem Grafen Bothmer, es ſieben Söhnen drei durch die r und wieder J engen,
politik, der Produktion und Preife, zu erörtern. Der ſ den er damals immer als den zukünftigen bayeriſchen drei durch die Marburger Studenken verlieren mußte. J uvbeſo
Arbeiter hat ſich nicht nur als Produzent, ſondern auch Miniſterpräſidenten bezeichnete, einen regelrechten Und ſo fühlen wir hier alle den Schmerz der Armen
als Konſument, als Vertreter der Allgemeinheit zu r zwiſchen den Rheinlanden und Bayern mit, um ſo tiefer und leidenſchaftlicher, als wir uns Di
fühlen. Und deshalb muß er auch eingreifen lernen in abgeſchloſſen haben. Diefer Vertrag ſei auch der Inter ſagen müſſen: Jedes beliebige andere unſerer Arbeiter e
ſolchen wirtſchaftlich ſchwierigen Situationen, wie ſie alliierten Rheinland- Kommiſſion vorgelegt worden, und dörfer hätte dem rer verbrecheriſchen Leichtſinn a
gegenwärtig vorhanden ſind. Dr. Dorten habe zu jener Zeit mit dem Grafen Bothmer dem gleichen Mangel an Verantwortungsgefühl, für den Pandten

Zunächſt iſt in die Preisfrage einzugreifen. Die vor zuſammen häufig Beſuche bei der Kommiſſion ausgeführt. Sie „unbedingte Anerkennung verlangen, zum Opfer Dt
handenen Waren müſſen verkauft werden, müſſen auf Frankfurt a. M., 26. Juli. Nach Erkundigungen beim fallen können. wir Worte, Herr Gebeimrat, ſind, ge- ch ſchr
den Markt kommen, der aufnahmefähig iſt. Die Ver hieſigen Polizeipräſidium iſt Dr. Dorten nach Leipzig wollt, Gift in Wunden für die viel Balſam notwendig Wer
e r r ar De dem d übergeführt worden. Ueber ſeine Freilaſſung iſt weder iſt, e erlen ehgn ſo ele von dieſer rin
von Preisverluſten. er von den Unternehmern dabei hi nnt. andine Frnlie r er micht on r hier noch in Moatns oder v in etwas bekanmi Sorte gibt es in der deutſchen Republik? rnſche

e emeinheit darf nicht darunter leiden. Uebrigens a Beiwird die Situation in der Praxis meiſt derart ſein daß Zur Verhaftung Dortens erfährt die r r i „Die edle aufrechte Geſinnung. mag
dann die Reſerven anzugreifen ſind. Wer jetzt durch Telegraphenagentur, daß die Feſtnahme am r en Der bedauerliche Vorfall der ſich am 14. Juli an der en
verfehlte Spekulationen viel verliert, gehört in den nachmittag in dem Augenblick erfolgte gis Dorten e ich franzöſiſchen Botſchaft in Berlin abſpielte, hat, der Regie nen h
meiſten Fällen zu jenen Unternehmern, die die gleichen Herrn an eine Straßenecke begleitete. Hier näherten ſich rung Veranlaſſung gegeben, die ſchuldigen Beamten ſofort zu t
Geſchäfte zu einer Zeit gemacht haben, als daran eben- ihm plötzlich drei Polizeibeamte, die ihn unter r entlaſſen. Fur dieſe Leute haben die reaktionären Kreiſe
ſoviel verdient werden konnte. Die Verluſte ſind auszu- haltenem Revolver zwangen, in ein Auto zu ſteigen, as ſofort eine Sammlung veranſtaltet, die ſcheinbar allerhand vuntt
gleichen und die Unternehmerorganiſationen haben hier in raſendem Tempo über Höchſt nach Frankfurt wer einbringt. Die ſchwerinduſtrielle „Poſt“ druckte vor einigen Nſoldune
ein Betätigungsfeld, ſich innerhalb ihrer Branchen Dortens Verhaftung erfolgte nicht, wie die Blätter mel- Tagen zwei Briefe ab, die ſolch eine Spende begleiteten und a alt
gegenſeitig über Waſſer zu halten. den, in ſeiner Wohnung da Dorten ſich dort derart ver on wüſten Beſchimpfungen nicht nur gegen die Franzoſen erufener

Ein Sinken der marktfähigen Verkaufspreiſe ſchafft ſchanzt hatte, daß eine Verhaftung nicht ohne e ſondern auch gegen alle anderen, die mit dieſem Dummen- gnt w
zugleich auch wieder die Konjunktur, neue Beſtellungen hätte erfolgen können. Der „Rheiniſche Herold“ erklärt jungenſtreich nicht einverſtanden ſind, ſtrotzen. Jn den Alsuſgogeben, durch Zuſammenſchluß von Einkauf- und zur Verhaftung Dortens: Das Vorgehen der Frankfurter nen Briefe heißt es: „Meiner Anſicht nach hat ſich der z or die
Verkaufsorganiſationen das notwendige Leben und die Polizeibehörde widerſpreche den deutſchen Giſetzen und Schloſſerlehrling Nachrichten zufolge iſt der Herunter- Poetannt,
erforderliche Bewegung dem Zirkulationsprozeß der dem Rheinlandsabkommen. Zur Verhaftung Dorktens ſoler der Flagge, Karpeminski, Mitglied der Unabhängigen um die
Wirtſchaft zu geben. Denn ununterbrochene Produktion ſei nur die Wiesbadener Polizeibehörde befugt geweſen. Partei deutſcher benommen, als die Stellen, welche die Pusſchüſſ.
und ungehinderte Verteilung ſind die einzigen Mittel, Letztere erklärt auf das entſchiedenſte, daß ſie keine 50 000 Mk. Belohnung ausgeſetzt haben und es mit ſonſtiger P borlage
um aus dieſer Kriſis herauszukommen. Kenntnis von dieſem Vorgange gehabt habe. Hiernach ſchmachvoller Sühne ſo eilig hatten.“ Mit dieſem Lob eines PergliederDie jetzige giſe iſt der Tummelplatz der privat- wurde der Paragraph 167 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes jhrer Mitglieder durch Deutſchnationale mag ſich die U. S. P. P fteren b
wirtſchaftlichen Konfunkturintereſſen des Unternehmer-verletzt, wonach die Frankfurter Behörde nur nach Ver abfinden. Wir aber müſſen es ganz entſchieden ablehnen, e
tums, dieſes „freie Spiel der Kräfte“ muß zerſchlagen ſtändigung mit dem Wiesbadener Amtsgericht vorgehen die Unterſtützung ſolcher das Anſehen des ganzen Volkes er Flenhſten
werden, weil Wirtſchaften nicht mehr Sache des Ein durfte. Weiterhin iſt eine Verletzung der Ordonanzen ſchütternder Streiche als eine „edle und aufrechte Geſin- deren
zelnen, ſondern nur Angelegenheig der Allgemeinheit der Rheinlandkommiſſion gegeben, da nach Tit. 4, Art. 31, nung“, wie die „Poſt“ es nennt, zu bezeichnen. Nicht in wie ein
ſein darf. 4 Paragraph 3 die Kommiſſion ihr Vorgehen gegen Ein der Entfachung des Völkerhaſſes, ſondern in der Erſtarkung Nnders f

wohner des beſetzten Gebietes wegen politiſcher Betäti der Völkerſolidarität ſehen wir nicht nur eine zwingende Varien ſit
„Prüſident“ Dorten verhaftet. gung aus der Zeit des Waffenſtillſtandes von der Ver Notwendigkeit für das zuſammengebrochene Europa, ſondern iner Ver

Am Sonnabend iſt in Wiesbaden der frühere Staats vaftüng durch die Rheinlandkommiſſion abhängig macht. auch für „die edſe, aufrechte Geſinnung des Einzelnen die Nhnſteiſu
anwalt Dr. Dorten durch Beamte der Frankfurter Nach der Behauptung des obigen Blattes dürfte die allerdings die Poſtleute nicht für ſich in Anſpruch nehmen Nüm unge
Polizei angeblich auf Befehl des Reichsgerichts in Leipzig Kommiſſion das Vorgehen gegen Dorten nicht ohne wei können. weggeko
verhaftet worden. Dorlen iſt aus der kurzen Periode teres hinnehmen, weil ein Verſtoß gegen das Rheinland- geſchaffenbekannt, in der die Idee einer neutralen „Rheiniſchen abkommen vorliegt. Die Schuld am Zuſammenbruch. ar er
Republik“ manche Hirne im Rheinland verwirrt hatte. Feſ pf rrer und ein Chriſt Wenn man den rechtsſtehenden Geſchichtsſchreibern fügung fEr ſchwang ſich am 1. Juni 1919 zum Präſidenten dieſer in Pfarre glauben wollte, dann könnte man davon überzeugt ſein Nnerkensn
Republkk auf, ohne ſich freilich lange halten zu können. Proteſt gegen den Marburger Freiſpruch. daß der berühmte Dolchſtoß von hinten die Schuld am die glaſſ
Denn außer Frankreich und einem kleinen Kreis Ex- Erhard Boehm, der Pfarrer von Schwarzhauſen bei militäriſchen Zuſammenbruch Deutſchlands und ſeiner Die
tremer, vor allem innerhalb der rheiniſchen Zentrums Thal, hat an den Geheimrat Dr. Ernſt Magß, ordent-Verbündeten trägt. Ab und zu gibt man zwar auch dert lage er
partei, wollte niemand etwas von dieſer Revublik wiſſen. licher Profeſſor an der Marburger Univerſität, einen Wahrheit die Ehre, aber das geſchieht nur ſehr ſelten,
Dank ſeiner hohen Protektion in Ententekreiſen konnte offenen Brief gerichtet, in dem es heißt, daß Millionen im Allgemeinen aber wird vor allen Dingen der Sozial
Dorten auch nach dem mißglückten Putſchverſuch ſein von Menſchen das freiſprechende Urteil als einen Schlag demokratie der Zuſamenbruch aufs Konto geſchrieben p
Weſen weiter treiben, ohne von den Gerichten belangt zu ins Antlitz der Gerechtigkeit betrachten. Weiter ſagt Wie in Deutſchland ſo exiſtiert auch in Oeſterreich eingeine Auf

werden. Pfarrer Boehm: Ausſchuß, der die Schuldfrage nicht nur am Kriege, ſon Weitbeſoldeter

erſchrocken hineilte, und er gab ihr, ohne zu wiſſen warum,
einige Ohrfeigen, alſo daß beide Kinder in großer Traurigkeit
und weinend nach Hauſe gingen, und ſie wußten jetzt eigent
lich ſo wenig, warum ſie ſo traurig waren, als warum ſie
vorhin ſo vergnügt geweſen; denn die Rauheit der Väter,
an ſich ziemlich neu, war von den argloſen Geſchöpfen noch
nicht begriffen und konnte ſie nicht tiefer bewegen.

Die nächſten Tage war es ſchon eine härtere Arbeit, zu
welcher Mannsleute gehörten, als Manz die Steine auf-
nehmen und wegfahren ließ. Es wollte kein Ende nehmen
und alle Steine der Welt ſchienen da beiſammen zu ſein.
Er ließ ſie aber nicht ganz vom Felde wegbringen, ſondern
jede Fuhre auf jenem ſtreitigen Dreiecke abwerfen, welches von
Marti ſchon ſäuberlich umgepflügt war. Er hatte vorher
einen graden Strich gezogen als Grenzſcheide und belaſtete
nun dies Fleckchen Erde mit allen Steinen, welche beide
Männer ſeit unvordenklichen Zeiten herübergeworfen, ſo daß
eine gewaltige Pyramide entſtand, die wegzubringen ſein
Gegner bleiben laſſen würde, dachte er. Marti hatte dies
am wenigſten erwartet; er glaubte, der andere werde nach alter
Weiſe mit dem Pfluge zu Werke gehen wollen und hatte
daher abgewartet, bis er ihn als Pflüger ausziehen ſähe.
Erſt als die Sache ſchon beinahe fertig, hörte er von dem
ſchönen Denkmal, welches Manz da errichtet, rannte voll
Wut hinaus, ſah die Beſcherung, rannte zurück und holte
den Gemeindeamtmann, um vorläufig gegen den Steinhaufen
zu proteſtieren und den Fleck gerichtlich in Beſchlag nehmen
zu laſſen, und von dieſem Tage an lagen die zwei Bauern
im Prozeß miteinander und ruhten nicht, ehe ſie beide zu-
grunde gerichtet waren.

Die Gedanken der ſonſt ſo wohlweiſen Männer waren
nun ſo kurz geſchnitten wie Häckſel; der beſchränkteſte Rechts-
ſinn von der Welt erfüllte jeden von ihnen, indem keiner
begreifen konnte noch wollte, wie der andere ſo offenbar un
rechtmäßig und willkürlich den fraglichen unbedeutenden Acker-
zipfel an ſich reißen könne. Bei Manz kam noch ein wunder-
barer Sinn für Symmetrie und parallele Linien hinzu,
und er fühlte ſich wahrhaft gekränkt durch den aberwitzigen
Eigenſinn, mit welchem Marti auf dem Daſein des unſin-
nigſten und mutwilligſten Schnörkels beharrte. Beide aber
trafen zuſammen in der Ueberzeugung, daß der andere,
den anderen ſo frech und plump übervorteilend, ihn not-
wendig für einen verächtlichen Dummkopf halten müſſe, da
man dergleichen etwa einem armen haltloſen Teufel, nicht
aber einem aufrechten, klugen und wehrhaften Manne gegen

naue Höf

Jm
daß durch
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über ſich erlauben kötzne, und jeder ſah ſich in ſeiner wun
derlichen Ehre gekränkt, und gab ſich rückhaltlos der Leiden
ſchaft des Streites und dem daraus erfolgenden Verfalle
in, und ihr Leben glich fortan der träumeriſchen Qual zweier
erdammter, welche, auf einem ſchmalen Brette einen dunkel

Strom hinabtreibend, ſich befehden, in die Luft hauen und
ſich ſelber anpacken und vernichten, in der Meinung, ſie
hätten ihr Unglück gefaßt. Da ſie eine faule Sache hatten,
ſo gerieten beide in die allerſchlimmſten Hände von Tau-
ſendkünſtlern, welche ihre verdorbene Phantaſie auftrieben
zu ungeheuren Blaſen, die mit den nichtsnutzigſten Dingen
angefüllt wurden. Vorzüglich waren es die Spekulanten au
der Stadt Seldwyla, welchen dieſer Handel ein gefundenel
Eſſen war, und bald hatte jeder der Streitenden einen An
hang von Unterhändlern, Zuträgern und Ratgebern hinte
ſich, die alles bare Geld auf hundert Wegen abzuziehen
wußten. Denn das Fleckchen Erde mit dem Steinhaufet
darüber, auf welchem bereits wieder ein Wald von RNeſſelt
und Diſteln blühte, war nur noch der erſte Keim oder del
Grundſtein einer verworrenen Geſchichte und Lebensweiſe,
in welcher die zwei Fünfzigjährigen noch neue Gewohn
heiten und Sitten, Grundſätze und Hoffnungen annahmen,
als ſie bisher geübt. Je mehr Gpfd ſie verloren, deſto ſehn
ſüchtiger wünſchten ſie welches zu haben, und je weniger ſie
beſaßen, deſto hartnäckiger dachten ſie reich zu werden und
es dem anderen zuvorzutun. Sie ließen ſich zu jedem Schwin
del verleiten und ſetzten auch jahraus jahrein in allen
fremden Lotterien, deren Loſe maſſenhaft in Seldwyla
zirkulierten. Aber nie bekamen ſie einen Taler Gewinn zu
Geſichr ſondern hörten nur immer vom Gewinnen anderel
Leute und wie ſie ſelbſt beinahe gewonnen hätten, indeſſen
dieſe Leidenſchaft ein regelmäßiger Geldabfluß für ſie war
Bisweilen machten ſich die Seldwyler den Spaß, beide Bauern,
ohne ihr Wiſſen, am gleichen Loſe teilnehmen zu laſſen,
daß beide die Hoffnung auf Unterdrückung und Vernihh
tung des anderen auf ein und dasſelbe Los ſetzten. Sie
brachten die Hälfte ihrer Zeit in der Stadt zu, wo jeder
in einer Spelunke ſein Hauptqartier hatte, ſich den Kob
heißmachen und zu den lächerlichſten Ausgaben und einen
elenden und ungeſchickten Schlemmen verleiten ließ, bei we
chem ihm heimlich doch ſelber das Herz blutete, alſo das beide
welche eigentlich nur in dieſem Hader lebten, um für kein
Dummköpfe zu gelten, nun ſolche von der beſten Sorte dar
ſtellten und von jedermann dafür angeſehen wurden.

(Fortſetzung folgt.
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)ern auch am Zuſammenbruch prüft. Wie in Deutſch
land, ſo iſt man auch in Oeſterreich zu einem für die
n militäriſchen Stellen vernichtenden Urteil ge
ommen. Die Kommiſſion in Wien hat feſtgeſtellt, daß

geben dem Armeeoberkommando der Kaiſer, der in einer
Nacht dreimal von ſeinem Recht des e ittand,
mſchluſſes Gebrauch machte, die Verantwortung für die
vorzeitige Einſtellung der Feindſeligkeiten trage. Später
abe er dann noch das Oberkommando niedergelegt und
ch der Verantwortung in einer nicht ſehr würdigen
eiſe entzogen. Alſo dasſelbe wie in Deutſchland. Erſt

Frieg bis aufs Meſſer und zum ſiegreichen Ende, dann
Gewinſel um Waffenſtillſtand und ſchließlich und end
lich die rig t ins rettende Ausland. Und dann
wagen es noch übergeſchnappte Patentpatrioten, die ehe-
maligen Herrſcher und ihre Paladiene freizuſprechen
und alle Schuld an dem traurigen Ausgange des Krieges
den gehetzten Völkern zuzuſchreiben.

Deutſcher Reichstag.

o. Sitzung. Montag, 26. Juli, nachmittags 5 Uhr.
Die Tribünen weiſen eine reiche Fülle auf, des-

r ſind das Hans und die Miniſterbank ſtark be
etzt.

Präſident Loebe gedenkt der deutſchen Abſtim-
mungsergebniſſe in hre ein S und h fürans. Wie können der bſtimmung n Oberſchleſien
in Ruhe entgegenſehen. Die Abſtimmung erfüllt uns
zuch mit der Hoffnung, daß auch die anderen uns aufer-legten Laſten des Verſailler Friedens wieder gut gemacht

werden, freilich nicht mit Gewalt, ſondern aus der Macht
des Rechts. Er gedenkt aller, die ihr Bekenntnis zum
a en Vaterlande dargelegt haben. (Allſeitiger Bei-
all.

Der erſte Punkt der Tagesordnung: Wahl des Präſi
denten und Vizepräſidenten wird gemäß dem Antra
Burlage (Ztr.) und Müller-Franken (Soz.) dur
Zurufe erledigt.

Der bisherige Präſident und der Vizepräſident
werden wiedergewählt.

Reichskanzler Fehrenbach erſtattet ſodann
Bericht über Spa

and dankt dabei dem Miniſter des Auswärtigen Doktor
Simon s für die geleiſtete Arbeit. Viel Neues laſſe
ſich über Spa nicht ſagen, zumal das meiſte ſchon durch
die Preſſe bekannt geworden ſei. Die Verhandlungen
hätten ſich nicht zwiſchen gleichen Parteien vollzogen,
ſondern den Charakter eines ultimatumsartigen Dik-
tats getragen. Zweimal ſtanden wir vor der Frage des
Abbruches der Verhandlungen. Wir haben uns ſchließ-
lich gefügt, aber ſowohl bei der Entwaffnungsfrage, wie
bei der Kohlenfrage unſern Standpunkt gewahrt. Unſer
Rechtsſtandpunkt baſiert auf dem Volksrecht, des-
halb müſſen wir den Einmarſch der fremden Truppen
ablehnen. Gegen den Einmarſch gibt es nur
ein Mittel, die eingegangenen Verpflich-
tungen ſo ſorgfältig wie möglich zu er-
füllen.

In bezug auf die Reich swehr haben wir keine
offenen Ohren gefunden, es wurde uns nur eine Friſt
von einem halben Jahre zugeſtanden. Auch in der Entwaffnung unſeres Volkes müſſen wir den Wünſchen der
Entente entſprechen, um das Mißtrauen zu beſeitigen.
Er warne deshalb vor etwaigen Putſchen
oder Unruhen, die jetzt gerade ein Verbrechen
an der Nation ſeien. Jn den nächſten Tagen werde eine
entſprechende Geſetzesvorlage dem Hauſe zugehen. Anch
in der Kohlenfrage ſind viele Sachverſtändige der An
ſicht, daß die uns auferlegten Laſten unmöglich ſeien, aber
in der Gefahr greife man zu dem letzten Mittel, um das
große Unglück des Vaterlandes zu vermeiden. Alle
Kräfte müſſen herangezogen werden, um die Aufgabe
zu erfüllen.

Er dankt der Bergarbeiter ſchaft fürihre vaterländiſche Kundgebung, das ſie die Laſt auf ſich
nehmen, aber desgleichen auch den Transport-
arbeitern, die im Reichswirtſchaftsrat eine öffentliche
Erklärung der Bereitwilligkeit abgegeben haben.
Einem kraftvollen Volke iſt bei Anſpan-
nung aller HKräfte auch das Un möglichſte
ſchon möglich geworden. Fetzt ſoll es zeigen,
welche körperlichen geiſtigen und moraliſchen Kräfte ihm
innewohnen. (Lebhafter Beifall.)

Miniſter des Auswärtigen Dr. Simons verweiſt zur
Unterſtützung ſeiner Ausführungen auf die vom Aus-
wärtigen Amt herausgeg'hene Denkſchrift, die nament-
lich zur Entwaffnungsfrage und zur Kohlenfrage ge-
naue Unterlagen gibt und auch die Stellungnahme der
Sachverſtändigen enthält, namentlich die Ausführungen
der Herren Hus und Stinnes. Er dankt im Namen
des Kabinetts allen Sachverſtändigen für ihre hingebende
Tätigkeit, für die Ergebniſſe von Spa aber tragen
die Miniſter gemeinſam die Verant-
wort ung und harren des Urteiles des Hauſes. Er
bitte nicht dem einzelnen nachzuforſchen, wie ſich jeder
einzelne Miniſter zu den einzelnen Punkten geſtellt hat.
Für uns war es ein Ringen um die einzelnen Punkte,
für die Entente war es mehr. Es handele ſich für ſie um
die Verteilung der Beute von Verſaiſſes. Daß unſere
Gegner den Friedensvertrag von Verſailles außer
ordentlich ernſt nehmen, iſt uns in Spa klar geworden.
Da heißt es nicht immer vom Schmachfrieden reden,
ſondern die Zähne ſtillſchweigend zuſammenzubeißen
und ihn durchzuführen verſuchen. Der Friede
entſpricht weder dem Waffenſtillſtand, noch dem Völker
recht. Wir müſſen warten, bis eine höhere Macht
ie Gegnereines beſſeren belehrt. Bis da-

hin wollen wir uns bemühen, dem Vertrage zu ent-
ſprechen. Die Alliierten würden den Einmarſch ins
Ruhrgebiet als einen Sprung ins Dunkle nur ſehr un-
gern vorgenomm n haben, aber ſie hätten es trotzdem
getan, wie ihm Graf Sforza ſelbſt geſagt habe. Was
dann bei der einſetzenden Sabotage geſchehen werde, ſei
nicht auszudenken. Er frene ſich, in dem Botſchafter
Laurent einen Mann nach Berlin bekommen zu haben,
der die wirtſchaftlichen Beziehungen mit Frankreich
wiederaufbauen wolle.

Redner kommt dann auf die Flag
legenheit zu ſprechen. Die franzöſiſche Botſchaft habe
e Im wirt Amt rverſtändigt. Wir waren im Unrecht und mußtenStreich Aueg Toren Genngtuung geben, iowie wir Ke

en-Ange-
die bereitgeſtellten Ueberteuerungszuſchüſſe in gar keinemVerbältnis mehr geltiegenen Un

in vielen Fällen für uns verlangt haben. Gegen die
franzöſiſche Geſandtſchaft in München habe er bereits
proteſtiert, trotzdem habe Herr Dard den banyriſchen
Miniſterpräſidenten wie Zieten aus dem Buſch über
rumpelt. Bayern ſeinerſeits wird keinen Geſandten nach
Paris ſchicken. Eine Furcht vor der bayriſchen Regie-
rung wegen etwaiger Errichtung einer neuen Mainlinie
ſei abſolut unangebracht.

Was die Verhaftung Dr. Dortens anlange,
ſo habe er gegen derart eigenmächtige Handlungen ein
zelner Regierungsſtellen kein Verſtändnis. Es liegt
hier unſererſeits ein Verſtoß gegen das Völkerrecht vor.
Herr Dorten ſei bereits wieder unterwegs nach Wies-
baden. Jn der Kohlenfrage hat Lloyd George
zu unſeren Gunſten eingegriffen. Er hat dabei ſicher
nicht an unſeren Vorteil gedacht, aber er hat einen
offenen Blick, und ich will ihm, der jetzt erkrankt ſein ſoll,
wünſchen, daß er bald wiederhergeſtellt ſein wird.
Mit Jtalien werden ſich unſere Beziehungen bald
wieder einrenken, da wir viele gemeinſame Fntereſſen
haben. Mit Amerika befinden wir uns noch immer
im Kriegszuſtande. Ein Ende iſt vor März nächſten
Jahres nicht abzuſehen, dagegen ſetzen aber drübendurmanitäre Beſtrebungen ein, für die wir herzlich

anken.
Er beſpricht ſodann die äußeren Erlebniſſe

in Spa und bedauert, daß ſovielfach der Haß der belgi
ſchen Bevölkerung zutage getreten ſei. Er geht hierauf
zu einer Schilderung des Verlanfes der Konferenz über
und legt dar. wie allmählfch ſich an Stelle des bloßen
Diktats die Möglichkeit von Verhandlungen ergab, was
namentlich bei der Abänderung der Sicher-
heit svolizei zutage trat. Bei der Entwaffnungs-
frage blieb die Ent nte unbeugſam, trotz der drohenden
Verwicklung im Oſten. Wir wollen in dem ruſſiſchvol
niſchen Kampfe neutral ſein, aber der Verſailler Ver
trag macht uns dies ſchwer. Wir laſſen daher keine
Transvyrte für die beiden Mächte durch unſer Gebiet
hindurch und haben fede Ansfuhr von Waffen und Muni-
tton dorthin unterſagt. Man hat uns vorgeworfen, wir
hätten die bolſchewiſtiſche Regierung jetzt anerkannt. Das
ſei ſchon zur Zeit des Friedens von BreſtLitowsk der

ll geweſen.
Er ſehe auch nichts Schlimmes an der Sowfetrepu-

blik, es werde dort eine rege Anfbaufätigkeit getrieben,
die uns vielfach als Muſter dienen könne.
(Beifall links. Zuruf links: Das habt Jhr wohl nicht
erwartet.) Nun hat wan uns geraten uns in Rußlands
Arme zu werfen, um die Vorſailſſer Verpflichtungen los-
zuwerden. davor werden wir uns hüten. Wir hätten an
einem droißigjährigen Hriege genug. Wenn VNolen ſeine
künftige Aufgab- darin ſuche eine Brücke zwiſchen Ruß-
land und Deutſchland zu bilden, werde es eine höchſt un
glückliche Zukunft haben. Das Gegenteil könne der Fall
ſein, wenn es eine Brücke ſein ſolle. Deutſchland habe
nichts gegen Polen. Er fommt ſodann auf B'elg
Khun zu ſprechen. Nachdem das Answärtige Amt
Kenntnis von der Anweſenheit Bela Khuns erhalten
hätte, mußte es der Entente liberal wie Ungarn gegen-
über eingreifen und ihm und ſeine Kollegen feſtnehmen.
Solange die Foſtgenommenen ſich bei uns befinden, wird
ihnen nichts geſchehen. Stelſt ſich herans, daß Bela Khun
nur ein politiſcher Verbrecher iſt, wird erdorthin gebracht werden. wohin er wünſcht. Jm anderen
Falle wird er ausgeliefert.

Der Miniſter beſpricht die Verhandlungen im Reichs
wirtſchaftsrat, verlieſt die dort angenommene Reſolu-
tion und appelliert an das Haus, dieſe Forderungen zu
unterſtützen. Redner ſchließt mit einem Ausblick
auf Genf, wo zwiſchen unſeren Leiſtungsfähigkeiten
und den Bedürfniſſen Frankreichs die Mitte gezogen
werden müſſe und appelldert an das Haus, der Regierung
das gleiche Vertrauen mit auf den Weg zu geben, wie bei
der Konferenz in Spa.

Die Beſprechung wird ſodann auf morgen vertagt.
Eine Reihe kleinerer Vorlagen wird ohne Beratung in
allen drei Leſungen genehmigt.

Nächſte Sitzung morgen 2 Uhr. Schluß 75 Uhr.
e

Berliner Morgenblätter über die Rede Simons.
WTVB. Berlin, 27. Juli. Jn den Beſprechungen der

geſtrigen Rede des Miniſters des Aeußern Dr. Simons im
Reichstage heben die Blätter herror, daß ſeine Ausfüh-
rungen nicht nur bei den Deutſchnationalen Widerſpruch
gefunden, ſondern auch im Kreiſe der Deutſchen Volks-
partei einiges Befremden erregt hätten. Beſon-
ders ſeine Bebandlung der Fahnengeſchichte vor der fran
zöſiſchen Botſchaft und die Anerkennung einer aufbauenden
Tätigkeit der Bolſchewiſten wären bemängelt worden. Der
„Vorwärts“ will ſogar die Möglichkeit einer bevorſtehen-
den Kabinettskriſis ſehen. Demgegenüber berichtet der
„Lok. Anz.“, daß in einer geſtern ſtattgefundenen Fraktions-
ſitzung der deutſchen Volkspartei wohl die Anſicht zum Aus-
druck gekommen ſei. daß der Miniſter ſtärkere Worte des
nationalen Bewußtſeins hätte finden können. daß es aber
zu einer Kriſis nicht kommen werde.

guland.

Die Volksabſtimmung in Eupen-Malmedy.
Aus Brüſſel wird folgende Havas-Reuter- Meldung

verbreitet: Bei der in den Kreiſen Eupen und Malmedy
veranſtalteten Volksabſtimmung haben von 33 726
Stimmberechtigten im r 270 gegen die Einver-

ibung in Belgien proteſtiert.le v dem ſern Gerechtigkeitsgrundſätzen hohn-
ſprechenden Abſtimmungsverfahren (das gar keine Ab-
ſtimmung war) und dem ſchamloſen Terror. den die
belgiſche Regierung gegen alle ausübte. die ſich in die
Liſten eintritgen. kann dies Reſultat keinen Anſpruch
auf innere Anerkennung durch Gerechtdenkende erheben.

J

Wie Berliner Blätter mitteilen, hat die Friedens-
konſerenz neues urkundliches Material über die vertrags-
widrige Handhabung der Völkerbefragung in Eupen und
Malmedy durch die Velgier übermitteſt.

Wohnſtener in Sicht.
Vom Reichswirtſchaftsrat iſt der nachſtehende Antrag

angenommen und dem gemeinſamen wirtſchaftspolitiſchenans ſogialpolitiſchen Unterausſchuß überwieſen worden:

Die Bautätigkeit ſteht überall, trotz der außerordentlich
großen Wohnungsnot unmittelbar vor dem Erliegen, weil

ktehen zu den ungehener

waren über 72 Ja
Die meiſten Ehen wurden zwiſchen dem 5. und 10. Jahre ge

koſten. Damit wird, und zwar in allernächſter Zeit, r
Arbeitsloſigkeit auf einem ſehr großen Wirtſchaftsgebiet
ausbrechen, auf dem ſie durch richtige und haltige aß
regeln beſtimmt zu vermeiden war. Neben den in erſter
Linie erforderlichen Vorkehrungen zur Herabſetzung unbe
rechtigt hoher Bauſtoffpreiſe müſſen Mittel beſchafft wer
den, um die Ueberteuerung durch neue hohe Zuwendungen
tragbar zu machen und dadurch die Mietshöhe in den alten
und den neuen Häuſern in richtige Beziehung zu bringen.
Die Reichsregierung wird deshalb auf das dringendſte auf-
gefordert, damit das deutſche Wirtſchaftsleben nicht un-
wiederbringlichen Schaden erleidet, die notwendigen geſetz
ren Schritte ſofort zu tun, insbeſondere auch durch
rig Einbringung und ſtärkſte Betreibung einer Vor

lage über eine zweckentſprechende Wohnſteuer.

Berichtigung zum Skandal Zweckverband Oberſchleſten.
Den „P. P. N.“ wird geſchrieben: Jn der Freitag

Morgenausgabe der „Voſſiſchen Zeitung“ wird in Zuſammen-
hang mit der Angelegenheit der Aufbau Zentrale Herr
Joſeph Meurer von der Zentrale für Heimatdienſt erwähnt.

Die der Reichsleitung unterſtellte Reichszentrale für
Heimatdienſt legt Wert auf die Feſtſtellung, daß Herr
Meurer zwar bei ihr etwa ein halbes Jahr lang beſchäftigt
war. daß die Reichszentrale für Heimatdienſt aber bereits
im Oktober 1919 die Verhindung mit ihm gelöſt hat.

Kreistagswahl im Saargebiet.
Die Kreistagswahl brachte im Kreiſe Saarbrücken den

bürgerlichen Parteien 19 und den ſozialdemokratiſchen Par-teien ebenfalls 19 Sitze ein. Es erhielten Demokraten 1,
Zentrum 16, Wirtſch. Vereinigung 2, Mehrheitsſozialiſten11, Unabhängige 8 Die adrweteilt ung auf bürger-
i Seite war ſehr ſchwach. Jm Kreiſe Ottweiler ent-
e len auf Zentrum 17, Demokraten 1, Deutſche Volkspartei

Mehrheitsſozialiſten 8, Unabhängige 5 Sitze. Jm Kreiſe
Saarlouis wurden gewählt: Liſte Favier 1 Sitz, Zentrum
17 Sitze, Mehrheitsſozialiſten 6, Deutſche Volkspartei 1, Un-

abhängige 5, Chriſtl. Landpartei 1 und Parteilos 1. Jm
Kreiſe St. Wendel verteilen ſich die Sitze wie folgt: Zen-
trum 12, Mehrheitsſozialiſten 5, Land und Bürgerpartei 2,
beſondere Liſte der Einwohner von Alsweiler 2. Jn Hom-
burg erhielten nach vorläufiger Schätzung Zentrum 10, Ver-
einigte Mittelſtändler, Liberale und Demokraten je 1, Freie
L 3, Mehrheitsſozialiſten 5 und Unabhängige

itz.

Weitere Waffenfunde in Braunuſchweig. Bei dem
Studenten Fauſt, dem Hauptſchuldigen der kürzlich auf
gedeckten verſuchten Waffenſchiebung in Braunſchweig,
wurde heute infolge vorliegender weiterer dringender
Verdachtsmomente eine Hausſuchung abgehalten, die
vier komplette Maſchinengewehre und 4000 Schuß Muni-
tion in Gurten zutage förderte. Der Student Fauſt iſt
zurzeit nicht auffindbar! Ein Teil der Waffen wurde
ihm ſicher geſtern in das Haus gebracht. Es fiel den
Hausbewohnern auf, daß eine umfangreiche ſchwere Kiſte
bei e rorug der Dunkelheit dort bei ihm abgegeben
wurde.

Ausland.
Die militäriſchen Führer Sowjet-Rußlands.

Die „Dena“ meldet aus Stockholm: „Trotzki' gibt
jetzt im Regierungsorgan (Prawda“ genauere Angaben
über die Zuſammenſetzung des ruſſiſchen Oberkomman-
dos. Danach iſt Chef der Oberſten Heeresleitung
Kamenew, dem als Generalſtabschef der General Lebe-
dow beigegeben iſt. Die Weſtfront ſteht unter dem Be-
fehl des 24 jährigen Tuchatſcherski, dem außerordentliche
ſtrategiſche Fähigkeiten nachgerühmt werden und der
im ehemaligen Zarenheere als Leutnant diente. Die
Ukraine- Armee wird von Budjenin kommandiert, die
Südarmee vom Oberſtleutnant Jegorow. (Von General
Bruſſilow, der allgemein als der ruſſiſche Oberkomman-
dierende gilt, iſt hier nicht die Rede. Die Red.)

Rotizen.

Ein amerikaniſcher Soldat erſchoſſen. Jn der Notwehr er-
ſchoß in Bensburg ein deutſcher Poliziſt einen amerikaniſchen Sol-
daten. Der Soldat hatte mit einem Kameraden in betrunkenem
Zuſtande eine Anzahl Fenſterſcheiben durch Steinwürfe zertrüm
mert und den zur Ruhe mahnenden Poliziſten mit einem Ziegel-
ſtein vor den Kopf geſchlagen und in die Seite geſtoßen. Jn der
Bedrängnis ſah der Poliziſt ſich genötigt die Waffe zu ergreifen;
er wollte den Amerikaner in den Arm ſchießen, traf aber, da
dieſer gerade eine unglückliche Wendung machte, deſſen Seite.

Die angeblich erfolgte Aufhebung der Reichsfleiſchkarte. Die
Nachricht, die Reichsfleiſchſtelle habe die Genehmigung zur Auf
hebung der Reichsfleiſchkarte in Bayern erteilt, trifft nicht zu.
Die Aufhebung würde nur durch Verordnung erfolgen können,
eine ſolche Verordnung iſt aber nicht ergangen. Richtig iſt nur,
daß an zuſtändiger Stelle Erwägungen über die Aufhebung der
Reichsfleiſchkarte und Erſatz durch die Kundenliſte oder eine Ge
meindefleiſchkarte ſchweben, ohne daß jedoch bis jetzt eine Ent
ſcheidung gefallen wäre. Findet die Aufhebung der Reichsfleiſch
karte ſtatt, ſo geſchieht dies ſelbſtverſtändlich für das ganze Reich
und nicht für ein einzelnes Land.

Kleines Feullleton.

Stadttheater. Heute, Dienstag, abends 75 Uhr gelangt im
Rahmen des Zyklus „Das Drama der Jugend in Deutſchland“,
Der arme Vetter“, Drama von Ernſt Barlach zur Erſtaufführung.
Mittwoch wird als letzte Vorſtellung für Mittwoch-Stammkarten
die Operette „Hobeit tanzt Walzer“ gegehen. Donnerstag ge
die Oper „Tiefland“ in Szene. Freitag Als ich noch im Flügel-
kleide“. Sonnabend Volksvorſtellung „Johannisfeuer“, Sonntag
Die Meiſterſinger von Nürnberg“. Montag, den 2. Auguſt, findet
im Stodtthegter ein Volks-Sinfonie-Konzert des ſtädtiſchen
Theater-Orcheſters unter Leitung von Kapellmeiſter Oscar Braun
ſtatt. Die Preiſe ſind die gleichen wie zu den Volksvorſtellungen
von M. 1. bis 3, Der Vorverkauf beginnt Mittwoch vor
mittag 10 Uhr.

Alte und junge Ehegatten. Die Welt auf Reiſen“ hebt aus
der Berliner Bevölkerungsſtatiſtik für 1917 eine Anzahl merk
würdiger Daten hervor. 11 Mütter waren weniger als 15 Jahre
alt, 18 Väter erſt 18 Jahre. Ein 84jähriger Mann heiratete eine
Frau von 57 Jahren, ein 81jähriger eine von 64. Zwei Bräute

hre alt. Die längſte Ehe dauerte 61 Jahre.

ſchieden, nach dem 10. Jahre nahmen die Scheidungen langſam
m

ab. Es wurden aber doch auch zwei Ehen nach mehr als 40jäh
rigem Beſtehen geſchieden. Ein Gelchiedener Heiratete, in.
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Porzellangeld in Sachſen. Jm Gegenſat; zum Reich, das die
Einführung von Porzellangeld als ungeeignet aufgegeben hat, will
Sachſen einen Verſuch mit dem Meißener Porzellangeld machen.
Es ſoll zunächſt für fünf Millionen Mark Porzellangeld aus-
gegehen werden. Der Meißener ſtaatlichen Manufaktur iſt die
Herſtellung eines Porzellangeldes gelungen, das in der Tat faſt
unzerbrechlich iſt; es wird aus dem braunen, unverfälſchbaren
Böttcher- Porzellan beſtehen.

Willſchaftliches.

Ausverkäufe von Textilwaren wieder erlaubt.
Durch eine im Reichsgeſetzblatt und im Reichsanzeiger ver-

öffentlichte Bekanntmachung hat, wie die „P. P. N.“ erfahren,
der Reichswirtſchaftsminiſter die Bekanntmachung der Reichs-
vbekleidungsſtelle über das Verbot der Ankündigung
und Abhaltung von Ausverkäufen für Textil-waren vom 12. 4. 19 und die Ergänzungsbekanntmachung dazu
vom 27. November 1919 aufgehoben. Damit ſind Ankündigung
und Abhaltung von Ausverkäufen und Teilverkäufen, Jnventur-
und Saiſonverkäufen, Reſtverkäufen, Serien- und Reſtwochen oder
-Tagen, Weißen-Wochen oder -Tagen, r und Reklame-
wochen oder Tagen und von ähnlichen Sohderverkäufen, ſowie
die Ankündigung von Verkäufen zu herabgeſetzten Preiſen oder
Jnventurpreiſen für Textilwaren wieder geſtattet. Die Gründe,
die ſeinerzeit während des Krieges für den Erlaß dieſer und ähn-
licher Verbote maßgebend waren, nämlich die Notwendigkeit, die
Vorräte an Tertilwaren nicht übermäßig und vorzeitig zu räumen
und die Kaufluſtigen vor waren entbehrlichen Anſchaffungen
zu bewahren, ſind im gegenwärtigen Zeitpunkt, wo im allgemeinen
und auf dem Textilgebiet im beſonderen eine bedrohliche Abſatz-
ſtockung platzgegriffen hat, nicht mehr ſtichhaltig. Jm Gegenteil
muß heute dem Handel, der auf großen Warenbeſtänden feſtliegt,
die infolge der Verbeſſerung unſerer Währung zum Teil nicht
unerheblich entwertet ſind, die Möglichkeit gegeben werden, durch
den Hinweis auf die beſondere Preiswürdigkeit der Waren den
Abſatz zu ermöglichen, um durch erneuten Umſatz von Waren der
Jnduſtrie die weitere Erzeugung zu ermöglichen und ſie vor Be

Amthche Bekunntmuchungen für Halle 0. d. 6
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Verordnung.
Auf Grund der Bekanntmachung des Bundesrats vom 23. Sep

tember 1918 (R. G. Bl. S. 1140 ff.) und der von dem Herrn
Staatskommiſſar für das Wohnungsweſen erteilten Ermächtigung
wird für den Stadtkreis Halle ſolgendes angeordnet:

1. Die Vermieter von Wohnräumen können ein Mietver-
hältnis rechtswirkſam nur mit vorheriger Zuſtimmung des Miet-
einigungsamts kündigen, insbeſondere, wenn die Kündigung zum
Zwecke der Mietſteigerung erfolgt.

2. Ein ohne Kündigung ablaufendes Mietverbältnis gilt als
auf unbeſtimmte Zeit verlängert, wenn der Vermieter nicht vor-
her die Zuſtimmung des Mieteinigungsamts zu dem Ablauf er-
wirkt hat.

Das Mieteinigungsamt kann bei der Entſcheidung die Fort-
ſetzung oder die Verlängerung des Mietverhältniſſes jeweils bis
zur Dauer eines Jahres beſtimmen.

Beſtimmt das Mieteinigungsamt die Fortſetzung oder Ver-
längerung des Mietverhältniſſes, ſo kann es dem Mieter neue
Verpflichtungen auferlegen, insbeſondere den Mietzins erheben.

Halle, den 9. Januar 1919.
Der Magiſtrat.

Lebensmittel-Kalender.
Städtiſcher Verlauf von Käſe in der Talamtſchule am Mitt-

woch, den 28 Juli. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber

gez. Rive. Kinne.

triebseinſchränkungen und Stillegungen zu bewahren. Unlaute-
ren Reklamen und auf Täuſchung des Publikums berechneten Ge
bahren bei Ankündigung und Abhaltung von Ausverkäufen und
ähnlichen Sonderverkäufen wird durch die Vorſchriften gegen un-
lauteren Wettbewerb vorgebeugt werden können.

Volks wirtſchaftliche und juriſtiſche Beratungsſtelle.

Da folgende beiden Anfragen erſt am Sonnabend nachmittag,
nach Drucklegung der Zeitung, einliefen, bringen wir ſie heute gleich
mit Antwort.

Seehauſen. Nr. 1. Anfrage: Jch habe im Juli vorigenJahres von meinem Nachbar 44 Morgen Feld auf 6 Jahre ge-
rachtet. Vor wenigen Tagen hat er mir erklärt, er würde das
Feld vom 1. Oktober dieſes Jahres ſelbſt bewirt'ſchaften, da der
Pachtpreis zu niedrig ſei und er bei eigener Bewirtſchaftung viel
mehr verdienen könne. Ein ſchriftlicher Vertrag iſt nicht ge
ſchloſſen. Kann der Verpächter von dem Vertrag einfach zurück

treten N. N.Zu Nr. 1 Antwort: Während nach dem Bürgerlichen Ge-
ſetzbuch (B. G. B.) meiſt Formloſigkeit bei dem Abſchluß von
Verträgen herrſcht, iſt bei Pacht- und Mietverträgen, die länger
als ein Jahr dauern ſollen, ein ſchriftlicher Vertrag vor-
geſchrieben S 566, S 581 II (B. G. B.). Jſt dies verſäumt, ſo gilt
der Vertrag als für unbeſtimmte Zeit abgeſchloſſen. Die
Kündigung kann aber erſt für Schluß des erſten Jahres
erfolgen.

Nr. 2. Anfrage: Mein Vater iſt vor mehreren Wochen
geſtorben und hat in ſeinem Teſtament mich und 6 Geſchwiſter
ſowie meine Stiefmutter eingeſetzt, die er erſt kurz vor ſeinem
Tode geheiratet hatte. Da letzere ihn ſchlecht behandelte, hat er
ihr nur den Pflichtteil vermacht. Wieviel erhält ſie? N. N.

Zu Nr 2 Antwort: Die Witwe erhält neben Kindern ſtets
als ge'etzliche Portion 4 des Nachlaſſes. Davon beträgt der
Pflichtteil ſtets die Hälfte. S 1931 und S 2303 (B. G. B.).
Sie erhält alſo von dem Nachlaß, deſſen Wert ſich nach Jhrer
Angabe auf 8000 Mk. beläuft 1000 Mark.
der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 24 001 bis 28 500 vor
mittags von s bis 12 Uhr und nachmittags von 2 bis 6 Uhr. Für
jede Perſon eines Haushaltes werden 115 Gramm zum Preiſe
von 1 Mk ekgegeben. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Ab-
gezähltes Geld iſt bereitzuhalten.

Städtiſcher Verkauf von Gerſtenmehl an Kinder bis zu zwölf
Jahren, an Jugendliche von 12 bis 17 Jahren und an ältere Leute
von 70 Jahren an, ferner von Kerzen und Kakao in der Talamt-
ſchule am Mittwoch, den 28. Juli. Zugelaſſen zum Einkauf wer-
den die Jnkhaber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 18001
bis 22 500 vormittags von 8 bis 12 Uhr und die Jnhaber der
Nummern 22 501 bis 27 500 nachmittags von 2 bis 6 Uhr. Gegen
Vorlage des Lebensmittelſcheines kann an Kinder bis zu zwölf
Jahren, an Jugendliche von 12 bis 17 Jahren und an ältere Leute
von 70 Jahren an 1 Paket Gerſtenmehl zum Preiſe von 1 Mk.
abgegeben werden. Ferner können an jeden Haushalt 4 Ker-
zen zum Preiſe von 4,50 Mk. für vier Stück und an jede Perſon
eines Haushaltes 100 Gramm Kakao zum Preiſe von 3 Mk. für
100 Gramm verabfolgt werden. Augezähltes Geld iſt bereitzu-
halten.

Halle, den Juli 1920. Der Magiſtrat.
Freibank- Verkauf.

Zum Freibankverkauf am 28. Juli 1920 werden die Jnhaber
folgender Nummern zugelaſſen:

Um s Uhr 2551 bis 2050,
um 9 Uhr 2651 bis 2750.
Halle, den 26. Juli 1920.

9

Der Magiſtrat.

T
Von der Neuen Zeit iſt ſoeben das 17. Heft vom 2. Band des

38. Jahrgangs erſchienen. Aus dem Jnhalt des Heftes heben wir
hervor: Spa. Von Erwin Barth. Die wirtſchaftliche Entwick
lung Japans in neueſter Zeit. Von Erſch Pagel. J. Preußen-
tum und Sozialismus. Eine Auseinanderſetzung mit Oswald
Spengler. Von Dr. K. Hoppe. Die Erwerbsloſenfürſorge. Von
Heinrich Crodel. Literariſche Rundſchau: Marx oder Bakunin?

Demokratie oder Diktatur Von Heinrich Cunow. Georg
v. Below. Soziologie als Lehrfach. Von Franz Laufkötter. Klarg
Viebig, Das rote Meer. Von Kl. Notizen: Die Zahl der Er-
werbsloſen in Deutſchland.

Die Neue Zeit erweint wö Hentlich einmal und iſt durch alle
Buchhandlungen. Poſtanſtalten und Kolportcure zum Preiſe von
13. Mark das Vierteljahr zu beziehen: jedoch kann dieſelbe bei
der Poſt nur für das Vierteljahr beſtellt werden. Das einzelne
Heft foſtet 1 Mark

Probenummern ſtehen jederzeit zur Verfügung.

Neueſte Nachrichten und Telegramme

Kämpfe um Peking.
London, 26. Juli. Die „Times“ melden aus Peking: Die

Stadt Peking befindet ſich wieder in großer Aufregung. Die Tore
der Stadt ſind geſchloſſen und mit ſtarken Waffen beſetzt. Die
Truppen von TſchangTſo-Lin und Wu-PeiPu ſchließen die Stadt
ein und umzingeln ihre letzten Widerſacher. Bis jetzt haben noch
keine Verhandlungen ſtattgefunden, doch verlautet, daß die An-
greifer die Stadt nicht betreten werden.

Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Paul Täumel; für den Anzeigen
ſeil: Wilhelm Herzig, beide in Halle. Druck und Verlag der Volksſtimme

G. b. m. H. zu Halle. Gr. Ulrichſtr. 27.

Amtliche Belanntmachunnen fär den soallreis,

Bekanntmachung.
Abgabe der Erklärungen für Luxusſteuern und erhöhte

Umſatzſteuern.
Bis zum Schluſſe des Monat Juli ds Js. ſind:
1. die Herſteller und die Kleinhändler von Artikeln, die der

neuen Luxusſteuer (vom 24. 12. 1919) unterliegen, ſowie
2. alle Gaſthoftsbeſitzer und Bürger, die gegen Entgelt tage-

weiſe oder auf längere Dauer Schlaf- und Wohnräume gewähren,
ſoweit ſie dadurch der erhöhten Umſatzſteuer unterliegen und

3. alle Hausbeſitzer, die gegen Entgelt Bekanntmachungen,
Reklameſchilder uſw. an ihren Grundſtücken anzubringen gewähren
und deshalb erhöhte Umſatzſteuer zu zahlen haben,
verpflichtet, ihre Erklärungen im Umſatzſteueramte abzugeben.

Wir erſuchen, die Erklärungen binnen ſpäteſtens 14 Tagen hier
einzureichen.

Es wird noch bemerkt, daß von der Veranlagung der Luxus-
ſteuer und erhöhten Umſatzſteuer nur ausgenommen ſind, die Zei-
tungen und Zeitſchriften wegen der Anzeigenſteuer und die Ban-
ken, Sparkaſſen und Kreditgenoſſenſchaften wegen der Verwah-
rungsſteuer; für dieſe Betriebe erſtrecken ſich die Ausführungs-
beſtimmunben über den Steuerabſchnitt auf ein volles Kalender-
jahr.

HSalle, den 21. Juli 1920.
Umſahiteueranrt für den Saalkreis.

öhester feld u
Mille 500 Mk.

und andere Marken mehr

A. M. Berndt
ſelephon 4685. Alte Promenade 6. Telephon 4685.

r e
Bei Störungen u. Stockungen der Blutzirku

lation gebrauchen Sie ſofort ſtets die ſeit vielen
Jahren erprobten echten Menſitruatisnstropfen

„Frebar““, extraſtark.
Erhöhte, beſchleunigte Wirkſamkeit durch Doppel
flaſchen extraſtark in Verbindung mit Frebar-Pulver
oder FrebareTee. Erhältlich in allen größeren Apo
theken. n und einſchlägigen Geſchäften. Haupt
devots: Adler Apotheke, Geiſtſtr. 15; Sanitas
Deport, Le igerſir. 11; E. Kertzſcher, Leipzigerſtr.
(Ecke Rohre G. Klappenbach, Gr. Ulrichſtr. 41,

M. Waltsgolt Nachf.. Gr. Ulrichſtraße 30.
Albert Schumann, Steinweg 46/47, Fritz Speer,
Große Ulrichſtraße 63.

Generalvertrieb 33PHARMACOPIAH, Berlin C. 19, Wallſtraße 26. 5

e h h x
e Weißenfels ſe2en

Augrkverkauf.

Von heute mittag 1 Uhr ab findet im nachſtehend auf

h e h

e

Saison-

Ausverkauf
in allen Abteilungen

zu auffallend herabqesetzten Preisen

Huth.
Halle a. S. Gr. Steinstr. 86, Marktplatz 21 e

Thiele.
KSolbadfürstental Ipoln-TNeater

Der Graf V. III
g Robert Franzstr. 10.

Dauerhafte Vorverk. 9—1 u. 5 T.

prüfen ein Mittwoch, d. 28. Juli 20,
Ank. 7 Ed. 10 Uhrprima Ledera Hoheit tanzt Walzer.un

allen Preislagen
H. Krasemann

nen jede Frau und jeden Manintereſſante Broſchüre

Gute Auskunft über die von Joh. Ferch:
„erdolchte Front erhält man Die Flucht vor dem hinin der Schrift von Heinig

1,20 Mark.
„Die große Ausrede“ oder
Kuttner. „Die erdolchte Front

Verlag der Volksſtim:
Gr. Ulrichſtraße 27.

(ie 2,40 Mk). Buchhandlun

Brunnerts Hofjäger
Bolksſtimme, Gr. Ulrichſtr. 27.

Mittwoch abends 7 Uhr

gr. Kbend-Liedertafe
ausgeführt vom Deutschen Gesangverein 1868.

Bei ungünstiger Witterung im Sael. Tinlaß 50 Pfg.

Donnerstag:
Tlefland.

geführten Geſchäft gegen Abgabe der 1. Quarkmarke Ver
kauf von Speiſequark ſtatt. Auf jede Marke werden 200
Gramm zum Preiſe von I. Mk. abgegeben.

Hampe, Tagew. 23 24 276 25 025.
Die Abholung hat bis zum 28. 7. mittags 12 Uhr zu

12. Buttermarke.

Von Mittwoch. früh ab findet in ſämtlichen Butter
eſchäften gegen Abgabe der 12. Buttermarke Verkauf vonShiandbutter ſtatt. Auf jede Marke werden

50 Hramm zum Preiſe von Muk. 1.55
verabfolgt.

Ablieferungstag der MWarken, Sonnabend, den 31. 7. 20.

Fürſorgeeinrichtung der 6tadt Weißenfels
Montags, vorm. 8 bis 10 Uhr Sprechſtunde des

Stadtar;tes, Stadthaus nachm. 5 bis 6 Uhr Beratung

Soeben erſchienen!
Der bisher vergriffene

„Das Kapiktal“
Kritik der politiſchen Oekonomie

von Karl Marz
Erſter Band, Buch Der Produktions-
prozeß des Kapitals, Volksausgabe,
herausgegeben von Karl Kautsky e

zum Preiſe von Mk. 43. 20

Aale Jeiger
Iuwelen

Hoflieferanten,
Poststrasse 910,

Gold Silber

Schuhmacher
Sohlleder, Hälften u. Kernſtücker

Banö l x

zund Fürſorge für tuberkulöſe Männer und Knaben. Stadt
haus. 6 bis 7 Uhr Beratung für geſchlechtskranke Männer,
Kleine Deichſtraße 4.

Dienstag, vorm. 8 bis 10 Uhr Sprechſtunde des
tadtarztes, Stadthaus,

Mittwochs, vorm. 83 bis 9 Uhr Sprechſtunde in der
Krippe, Luiſenheim; 9 bis 10 Uhr Sprechſtunde des Stadt
arztes, Stadthaus. Nachm. 4 bis 6 Uhr Säuglingsfürſorge,
Kleine Deichſtraße 4.

Freitags, vorm. 8 bis 10 Uhr Sprechſtunde des
Stadlarztes Stadthaus; nachm. 5 bis 5 Uhr Beratung
und Fürſorge für tuberkulöſe Frauen und Mädchen, Stadt-

us. 6 bis 7 Uhr Beratung für geſchlechtskranke Frauen,
leine Deichſtraße 4. 4

Sonnabends, vorm. 8 bis 10 Uhr Sprechſtunde in
der Krippe, Luiſenheim. 10 bis 10 Uhr Sprechſtunde des
Stadtarztes, Stadthaue.

Weißenfels, den 26. Juli 1920.
Der Magistrat.

ebenſo eine

iſt jetzt wieder ſchön gebunden bei
uns erhältlich

Ausgabe von

Julian Borchardt Das Kapital
von Karl Marx broſch. Mk. 11.40.

Verlag der Volksſtimme,
Gr. Ulrichſtr. 27.

Goldbarſch
gekürzte gemeinverſtändliche

anlage ſind wir auch jetzt im

re zuzuſühren.friſche

33

Ein Waggon

Seefische
trifft Mittwoch früh ein.

Schellſiſch ohne Kopf Pfd. 2,00 Mk.

Seegal 00Seciahhs 9
Dank unſerer modern angelegten Kühl-

der unſerer Kundſchaft eine wirklich
a

Friedririedrich Krahmer nene
Fluss- und Seellschhandlung,
Fischerplan 3. Telephon 6205.

PMarkitags Verkauf am Wochenmartkt.

Sohllederausſchnitt
Bedarfsartikel

liefert preiswert

Wilh. Kranig,
Lederhandlung, Neue Promenade 15.

Für ſrohe Ferienfahrten r 7
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An deutſchen See

Flüſſen und Buchten
a

h180
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5
wn V LeinioeestroGrößtes Lager

der Provinz intand vand Nan,
Damen I. Hemeu-Vuren,

sowie Arwhand Dhren

in Gold, Silber, Tula
usw., grösste Huswahl,
solide Preise unter

ochſommer in ſne
Die lebendigen, auf Gehen und
Empfinden Farben und Linien der
and ſchaft elngeſtellten Schildernn
gen erſchließen die hohen Natur
ſchönhe D unſeres Baterlandes. Die

un

Würdigung. Dem indaltlichen Wer
des Buches eniſpricht die äußere

Ausſtattung.

Preis 7.50 Mark 209 schriftlicher Garantie
Vertgs der Volksſtimme

Sr. Uliditraß- 27.
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Halle, Dienstag, 27. Juli 1920. Beilage zur Volksſtimme.ichten

n hinin e- ÜÄÜcemm
aufge- Vartel- Angelegenheiten
habe Diſtrikt 8 und 8a. Morgen abend 8 Uhr im Red“ zu Fſtaurant „Daheim“, Flottwelſſtraße, willig e Zu

von Fſammenkunft. Kein Genoſſe darf fehlen.
leinen Der Diſtriktsführer.veifel- Werbeausſchuß ſozialdemokratiſcher Beamter. Am

jede PmMittwoch, den 28. Juli, um 712 Uhr abends findet in
terzeit PWilsdorfs Geſellſchaftshaus, Karlſtraße 14, eine Ver-
leppen ſammlung der Vertrauenslente des Werbeausſchuſſes
ideren jozialdempkratiſcher Beamter ſtatt. Mit Rückſicht auf
e beim die wichtige Tagesordnung iſt zahlreiches Erſcheinen
Aſſent dringend erforderlich. Der Vorſtand.
s „be

s Un Aus dem 6tudtlrels.
Halle. 27. Juli 1920.

r

warſſe den I.ch ver Péitzung der Stadtverordneten am Montag, den 26. Jul.
ide Die Beſoldungsreform für ſtädtiſche Beamte und Angeſtellte
mußte angenommen. Magiſtratsgehälter. Entſchädigung für
Armen unbeſoldete Stadträte und Stadtverordneten. Zurückſtellung
r uns des Kapitels: Gehalt des Oberbürgermeiſters
beiter Die Sitzung wird von dem Vorſitzenden Hennig eröffnet,
htſinn, der die eingelaufenen Anträge und ſonſtigen Eingänge zur Kennt-
ür den nis gibt. Von Allenſtein iſt anläßlich des von Halle dorthin ent

Opfer erdten Glückwunſchtelegramms ein Dantſchreiben eingeläufen.
nd, ge Die Kriegerſanitätskolonne bittet um Befreiung von einer
wendig noch ſchwebenden Schuld.

Der Vorſtand des Reichsvereins ehemaliger Kriegsgefangener
dieſer t ein Geſuch an die Verſammlung gerichtet, in welchem unter

anderem gebeten wird, den heimgekehrten Kriegsgefangenen die
tädtiſchen Steuern für die erſten 3 bis 6 Monate zu erlaſſen.

Beide Geſuche werden dem Magiſtrat übergeben.
Nachdem Gen. Gerig einige Geſchäftspraktiken der ſtädt.an der Pyerwaltung kritiſiert hat und die Zuſtimmung der Mehrheit ge

Regie Munden hat, wird in die Tagesordnung eingetreten.
e Wie auch der Vorſitzende bei ſeinen Eröffnungsausführungen
t e Peetont, iſt die Tagesordnung von größter Bedeutung. Es ſteht zu
erhand Nhunkt 1 das ſchon lange erwartete Werk die Veamten-
einigen beſoldungsreform zur Debatte. Er weiſt darauf hin, daß, ſoweit

ten und Na möglich war, die Vorſchläge, die von den verſchiedenſten fach
anzoſen, Peerufenen Kreiſen bei Aufſtellung der einzelnen Vorſchläge berück-
ummen- Michtigt worden ſind.
In dem Als Berichterſtatter des Haushaltsausſchuſſes begründete Stv.
ſich der z o die Vorlage. Gleich zu Anfang ſeiner Ausführungen gibt er
erunter-Pekannt, daß die Beamtenausſchüſſe diesmal mitgearbeitet haben,
ängigen Nam die Grundzüge für die Vorlage zu ſchaffen. Die einzelnen
lche die P usſchüſſe haben bereits ihre Zuſtimmung über den Aufbau der
ſonſtiger Vorlage zu erkennen gegeben. Jn ſeinen weiteren Ausführungen
ob eines ergliedert er dann die Vorlage in alle ihre Teile und hebt des
U. S. P. zfteren beſonders hervor, daß mit einer ganzen Reihe der alten
blehnen, J orfüberlieferungen gebrochen worden iſt. Vor allem iſt einem
olkes er alten Wunſch, der ſtädt. Beamten Rechnung tragend, eine völlige

Geſin- Gleichſtellung mit den Staats und Reichsbeamten, r
Richt in erden. Dieſe Gleichſtellung zieht ſich als beſtimmende Richtung
ſtart wie ein roter Faden durch die ganze Vorlage. Einzelne ganz be
ſtarkung ſonders für die kommunale Tätigkeit qualifizierte Beamtentate
pingende gorien ſind jetzt über die Staatsbeamten geſtellt worden. Neben
ſondern einer Verbeſſerung der direkten Beſoldung, iſt auch eine reformiſchenen, die Mwſteliung der Statuten für die Penſionäre vorgenommen worden.

nehmen Am ungerechteſten ſind leider die Altpenſionäre bis 31. März 1919
weggekommen. Eine Aenderung kann hier nur durch das Reich
geſchaffen werden. Die Deckungsfrage ſchwebt trotz der auch bei
dieſer Frage geübten Gewiſſenhaftigkeit in der Luft, und es kann
ſogar ſein, daß zu einer noch rationelleren Erfaſſung der zur Ver-
fügung ſtehenden Beamtenkräfte geſchritten werden muß. Be-
merkenswert iſt noch, daß die beſoldeten Magiſtratsmitglieder in
die Klaſſe XIII der Beſolungsordnung einrangiert werden ſollen.

Die beiden Bürgermeiſter ſollen außerdem noch eine Amts-
zulage erhalten.

Der 2. Bürgermeiſter ſoll noch 8000 Mk. erhalten, während
man ſich über die Höhe der an den Oberbürgermeiſter zu zahlenden
Summe noch nicht einig geworden iſt. Derſelbe ſoll nebenher noch
eine Aufwandsentſchädigung erhalten.

Weiter iſt noch beabſichtigt, die Entſchädigungsgelder der un
beſoldeten Stadträte und Stadtverordneten zu erhöhen. Die ge-
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den iſt. Halle genoß bisher den traurigen Ruhm, die am ſchlech-
teſten bezahlten Beamten zu beſitzen.

Stv. Balke (Dem.) ſtellt den Antrag, den Wortlaut der
Magiſtratsvorlage in S 11 betr. Kinderbeihilfen, wieder herzu
ſtellen und folgenden Zuſatz Die Kinderbeihilfe wird
für Kinder vom 14. bis zum 21. Lebensjahre bezahlt, wenr ſie kein
reichsſteuerpflichtiges Einkommen haben und wenn ſie ſich in
Schul oder Berufsausbildung befinden.

Gen. Dürrfeld ſchließt ſich dem an und fügt im Namen der
Fraktion bei, daß er 2 im Grundzug mit der Magiſtratsvor-
lage einverſtanden erklärt. Betreffend der Teuerungszuſchläge
hätten wir eine andere Regelung gewünſcht. Zum Ortszuſchlag
bemerkt er, daß hierbei nichts geändert werden ſoll. AUnterſchiede
in der Beſoldung ſollen nur im Gehalt beſtehen, das iſt auch die
Meinung der Beamten. Dem Antrag des Herrn Hoö ſchließen
wir uns an.

Bezüglich der Gruppierung ſind ſehr viel Wünſche ſeitens der
Beamten geſtellt worden, aber es iſt unmöglich, jeden derſelben
nachgehen zu können. Sache des Magiſtrats wird es ſein, die
Wünſche wohlwollend zu berückſichtigen und zu prüfen.

t. Günther (Unabh.): Wir ſind auf keinen Fall damit
einverſtanden, daß die Kinder der Beamten bis zum 21. Jahre
verſorgt werden, während die Arbeiterkinder ſchon mit dem 14. Le-
bensiahre ihren Unterhalt verdienen müſſen. Tritt weiter dafür
ein, daß den Kriegsaushilfen in der Beamtenſchaft der Weg zum
Aufſtieg in die mittlere Beamtenſchicht geebnet wird, damit da-
durch der Stadt manche tüchtige Kraft erhalten bleibt.

Zum Ausgleichs zuſchlag haben wir eine andere Staf
felung vorgeſehen und ſtellen folgenden Antrag:

Die erſten fünf Gruppen ſollen einen Ausgleichszuſchlag von
60 Prozent erhalten. Von der 6. Gruppe an, ſollen jedesmal
5 Prozent weniger gezahlt v ſodaß Gruppe 11 30 Prozent

erhält.
Stv. Hos (Dem.): Die Beſoldungsreform baut ſich auf die

Vorausſetzung auf, daß Halle in der Ortsklaſſe O bleibt. Sollte
Halle in eine höhere Ortsklaſſe aufrücken, ſo müßten von der Stadt
neue Aufwendungen gemacht werden. Zu bemerken iſt noch, daß
der Stadtarzt Dr. v. Drigalski in die Klaſſe der Magiſtrats-
mitglieder eingereiht werden ſoll. Dem Bürgermeiſter Seydel
werden ſeine Dienſtjahre als Stadtrat angerechnet. Jch will noch
darauf hinweiſen, daß das Staatsgeſetz die Gewährung von
ſeien gen und die Berechnung des Ausgleichszuſchuſſes vor

reibt.
Genoſſe Grauenhorſt: Es ſtimmt nicht ganz, wenn Herr

Günther ſagt, daß die Arbeiter in den Ruhebezügen ſich ſchlechter
als Beamte ſtehen. Die Arbeiter haben dieſelbe ſoziale Für-
ſorge von der Stadt zu gegenwärtigen, wie die Beamten. So
darf z. B. einem ſtädt. Arbeiter nach zehnjähriger Dienſtzeit eben
falls nuc auf Beſchluß des Magiſtrats gekündigt werden. Betr.
der Kinderzuſchläge muß ich erwidern, daß die Arbeiterorganiſa-
tionen dieſe Z3uſchläge abgelehnt haben. Daraus darf aber Herr
Günther nicht folgern, daß nun die Beamten dieſelben ebenfalls
ablehnen müßten. Die Beſtrebungen der Unterbeamten, eine Er-
höhung der Ausgleichszulagen zu verlangen, können wir unter-
ſtützen. Die Beamten wünſchen, daß eine ſolche von 50 auf 75
Prozent eintritt.

Stv. Buſſe (D. N.) tritt für Kinderzuſchläge bis zum 21.
Jahr ein und erklärt, daß ſich ſeine Fraktion der Magiſtratsvor-
lage anſchließt.

Stadtrat Velthuyſen bittet, den Antrag des Haushalts-
ausſchuſſes nicht anzunehmen, ſondern der Magiſtratsvorlage zu
zuſtimmen. Mit dem Antrage der Unabh. bezüglich des Aus-
gleichszuſchlages befürchte ich, daß Ungleichheiten eintreten
werden.

Gen. Volbra t Es iſt bedauerlich, daß wir das PMaterial über die Beſoldungsvorlage erſt ſo bat erhielten, ſo

war es uns nicht möglich, alle Härten feſtzuſtellen. Wir wünſchen
jedoch, daß bei ſich evtl. ergebenden Härten ſofort eingegriffen
wird. Hervorheben will ich noch, daß der Stadtbauinſpektor ein
Anrecht darauf hat, in dieſelbe Gruppe wie die Magiſtratsbauräte
eingegliedert zu werden.

Stv. Krüger (Unabh.) beklagt ſich, daß die Frauen in der
Vorlage nicht mit den Männern gleichgeſtellt worden ſind, worauf
Stadtrat Velthuyſen antvwortet, daß gerade in der jetzigen
Beſoldungsreform die Frauen außerordentlich gut weggekommen
ſind und Halle jedenfalls in dieſer Beziehung an der Spitze mar-
ſchiert. (Zuruf der Frau Krüger: „Das ſagen die Männer immer“.
Große Heiterkeit.)

Bei der nunmehr folgenden Abſtimmung wird dem Haus-
haltsausſchuß-Antrag zu S 10 in folgender Form zugeſtimmt: Be-
amte, Stellenanwärter und Angeſtellte haben auf das Aufrücken
im Grundgehalt und Grundvergütung einen Rechtsanſpruch,
ſtatt nach der Vorlage „keinen“ Rechtsanſpruch.

Der weitere Antrag des Haushaltsausſchuſſes, die Kinderzu
lage nur bis zum 16. Lebensjahre zu gewähren, wird gegen die
Stimmen der Unabhängigen abgelehnt. Es bleibt beim 21. Jahre.

Angenommen wird ferner der Antrag des Stv. Balke nur
Kinderbeihilfen zu zahlen, wenn ſich die Kinder in Schul oder
Berufsausbildung befinden. Stiefkinder werden behandelt wie
eigene Kinder.

Der Antrag Günther (Unabh.) in den Gruppen eine Ver
änderung des Ausgleichsausſchlages vorzunehmen, wird gegen
die Stimmen der Unabhängigen abgelehnt.

Die Höhe der Amtszulage für den Bürgermeiſter wird auf
8000 Mark feſtgelegt,

Stv. Gelhaar (Unabh.) bemerkt zu dem Kapitel Amts
zulage und Aufwandsentſchädigung des Oberbürgermeiſters: Jch
beantrage, die Regelung über die Amtszulage zurückzuſtellen, bis
z die Rücktrittsangelegenheit des Oberbürgermeiſters geklärt

Stov. Herzfeld (Dem.) ſpricht gegen den Antrag und meint,
daß nicht die Entſchädigungen für Dr. Rive, ſondern überhaupt
für die Dienſtſtelle des Oberbürgermeiſters feſtzuſtellen ſind.

4 Mit den Stimmen der beiden ſozialdemokratiſchen Fraktionen
wird beſchloſſen, die Zulagen für den Oberbürgermeiſter zu ver
tagen. Angenommen werden die Magiſtratsgehälter.

Zur
Entſchädigung für unbeſoldete Stadträte

beantragt Stv. Günther (nabh.), dieſelbe von 200 Mark auf
400 Mark monatlich zu erhöhen, während Stv. Her zfel d (Dem.)
300 Mark vorſchlägt.

Angenommen wird der Antrag Günther.
Gen. Ge rig beantragt ferner, daß die Sitzungsgelder für die

Stadtverordneten von 5 auf 8. Mark feſtgeſetzt werden. Stv.
Günther (Unabh.) tritt für eine Entſchädigung von 10 Marl
für jede Sitzung ein.

Die Abſtimmung ergibt Annahme des Antrages auf 8 Mark
Aufwandsentſchädigung.

Proteſtverſammlung der Militärauwärter und
Berufsſoldaten.

Am Sonntag vormittag veranſtaltete der
Militäranwärter“ und derder Berufsſoldaten“ eine öf roteſtverſammlung
gegen ihre Zurückſetzung in der Perſonal- und Beſoldungsreform.
Das Referat hatte Herr Oberbergamtsſekretär Zauſch über-
nommen, der die in der geſtern veröffentlichten Entſchließung
erhobenen Forderungen eingehend begründete und ſich beſonders
an die anweſenden Abgeordneten und Preſſevertreter mit der
Bitte um weitgehendſte Unterſtützung der berechtigten Wünſche
der Militäranwärter wandte. Scharf nahm er gegen den Abge-
ordneten Delius Stellung, der trotz wiederholter Einladung
es offenbar vorgezogen hatte, durch ſeine Abweſenheit dem in
dieſer Verſammlung geplanten großen Pelzwaſchen durch ſeine
eigenen Kollegen zu entgehen, was in der Verſammlung großen
Unwillen erregte. Der Referent hatte wohl das Richtige ge
troffen, wenn er für die „Mißgeburt der Perſonal- und Beſol
dungsreform“ nicht die zuſtändigen Miniſter verantwortlich
machte, ſondern hohe geheimrätliche Einflüſſe ihre Väter nannte.
Durch allerlei Beſtimmungen ſuche man jetzt wieder das Ein-
jährigen-Privileg zu Ehren zu bringen, um den ehe-
maligen Schnürenträgern die Beamtenlaufbahn leichter zu er
öffnen und gangbarer zu machen.

Ein Vertreter der jetzigen Berufsſoldaten erhob für ſeine
Kameraden die gleichen Forderungen und führte bittere Klage
über das ſchlechte Ergehen der Reichswehrmänner, was uns doch
etwas übertrieben ſcheint.

Der deutſchnationale Liſtenführer He meter hatte ſich zum
ehe unter den Militäranwärtern eingefunden und ver
ſicherte ſie ſo und ſo viele male ſeines und ſeiner Fraktion warmen
Herzens und tiefen Verſtändniſſes für dieſe Beamtengruppe. Nach-
dem er ein langes Loblied auf die einſtigen Unteroffiziere ge-
ſungen hatte, kam ſeine Stimme merklich ins Stocken, als er da
von redete, nicht beſtimmte Zuſicherungen und Verſprechungen
geben zu können. Er konnte ſich's nicht verkneifen, der verfloſſenen
Regierung unlauteres Verhalten gegenüber den Militäranwärtern
anzudichten, denn „es ſoll den Anſchein haben, daß man ch denberechtigtn Forderungen der MilitäranwärterBeamtenſchaft viel
leicht nur verſchließe, weil ſie früher irgendwie einmal mit demMilitär im Zuſammenhang geſtanden habe“. Nach Schluß der
Verſammlung hörte man über ſeine Rede Urteile wie: „Honig
um's Maul ſchmieren“ „die Brüder haben uns ja früher ſo
miſerabel bezahlt und geknechtet“ und ähnliches. Treffender
können wir auch die Rede Hemeters nicht kritiſieren. Der
nach ihm ſprechende Abgeordnete Dr. Schreiber machte mehr
Eindruck auf die Verſammlung, da er konkrete Vorſchläge zur Neu-
bearbeitung der Perſonal- und Beſoldungsreform unterbreitete
und auch zutreffende Ausführungen über Demokratiſierung des
Beamtentums machte. Er kündigte auch an. daß geordneter
Delius bald in einer Verſammlung zu den Beamten über die
gegen ihn erhobenen Vorwürfe ſprechen würde. Die Vorſtands-
mitglieder des „Reichsbundes der Kriegsbeſchädigten“, unſere Ge
noſſen Fiedler und Vogel vertraten wirkſam die Einſtellung
ihrer Leidensgenoſſen im Staats- und Gemeindedienſt nach dem
Grundſatz: freie Bahn dem Tüchtigen! und geißelten ſcharf die
noch heute ſo zahlreiche Beſchäftigung von Frauen (teils Beamten-
frauen und -töchtern) bei Behörden, die mit in erſter Linie ſchuld
iſt, wenn heute noch viele Kriegsbeſchädigte auf der Straße liegen.
Eine oft zutage tretende Gegnerſchaft der Militäranwärter zu
den Kriegsbeſchädigten führe ebenfalls zu manchen Schädigungen
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Die Betri im Bekleidungsarbeiterverband.

Jn einer am 26. Juli ſtattgefundenen Mitgliederverſamm-
lung der Filiale Halle beſchäftigten ſich auch die Mitglieder
(früherer D. Verband der Schneider) mit der Frage, welcher Rich-
tung d ihre Betriebsräte anſchließen ſollten. Während der
Vorſitzende Michaelis und unſer Genoſſe Studt den Anſchluß
an die Zentrale des Gewerkſchaftsbundes und Anteth Anng unter
die Kontrolle der Gewerkſchaften empfohlen, beantragten Kreu-
ßer und Kun z den Anſchluß an die Berliner freie wirtſchaſtliche
Räteorganiſation. Bei dieſer Gelegenbeit ſchlug die Logik des
von den Unabhängigen ſo oft auf die Maſſen losgelaſſenen Redners
Kreußer die wunderlichſten Purzelbänme und gefiel ſich in
den tollſten Kapriolen. Es verlohnt fich nicht, die Oeffentlichkeit
mit den Produkten Kreußerſchen Heiſtes, die dieſer ſchweihtriefend
und unter einem erheblichen Aufwand von Lungenkraft vortrug,
zu behelligen. Nur einiges ſei aus ſeinen Ausführungen ge
wiſſermaßen zur Charakteriſierung dieſes unabhängigen „Geiſtes-
helden“ hergausgegriffen. Jm Prinzip iſt er nämlich nicht gegen
den Anſchluß an die gewerkſchaftliche Zentrale aber ſo lange die
Leitung der Gewerkſchaftsbundes, bezw. der Gewerkſchaften nicht
auf das Evangelium der „Diktatur des Proletariats“, will ſagen
auf die unabhängige Phraſeologie ſchwören, iſt er dagegen und
verlangt Anſchluß an die freien, wirtſchaftlichen Betriebsräte.
Daß er die Gewerkſchaften als Hemmniſſe auf dem Wege der
Emanzivierung und Hebung des Proletariats bezeichnete und
ferner erklärte, ſie ſeien zu umfangreich, ſei nur nebenbei er
wähnt. Arme Arbeiterſchaft, die ſolchen „Führern“ folgt. DieſerKreußer, früher ſelber einmal „Gewerkſchaftsbonze“ in Dresden
(weshalb er es nicht mehr iſt, kann man von den Dresdener
Kollegen erfahren und wie er es geworden iſt in Halle, Sanger-
hauſen und Magdeburg, er kann nämlich auch rechtsum tanzen,
der Herr Kreußer), bat ja verſchiedentlich mit großem Sachver-
ſtand über Bergarbeiterfragen geſprochen. Seine geiſtige Nähr-
mutter iſt einzig und allein das Volksblatt. zu was ſoll man
auch den Kopf ſich mit anderen Dingen beſchweren. (Jn Falken-
berg holte er ſich übrigens neulich eine blamable Abfuhr.) Schließ-
lich wurde gegen eine Stimme ſich der freien wirt-
ſchaftlichen Rätevereinigung anzuſchließen. Ein beträchtlicher
Teil der Verſammlung enthielt ſich der Abſtimmung.

Aufhebung der Zwangsbewirtſchaftung für Margarine.
Vom 1. Auguſt an wird die Zwangsbewirtſchaftung für Mar-

garine aufgehohen. Damit hört auch die rationierte Verteilung
von Margarine auf und dieſe kann wieder im freien Handel ge-
kauft werden. Für Butter und Schmalz bleibt die Zwangsbewirt-
ſchaftung auch weiterhin beſtehen.

Rentenzahlnngen bei der Poſt. Die Zahlung der Militär-
verſorgungsgebührniſſe und der Jnvaliden- und Unfallrenten fin-
det an den Hauptzahltagen im Saale der Weißbierhallen, Bern-
burger Straße, Ecke ühlweg. in nachſtehender Weiſe ſtatt:

für Militärrenten: am 29. Juli für die Jnhaber der Stamm-
karten Nr. 1——15 000, am 30. Juli für die Jnhaber der Stamm-
karten Nr. 16091 bis Schluß: b) ſür Jnvaliden- und Unfallrenten:
am 2. Auguſt für die Jnhaber der Stammfarten Nr. 1--3800, am
3. Auouſt für die Jnhaber der Stammkarten Nr. 3801 bis Schluß.
Für diejenigen Empfänger von Militärverſorgungsgebührniſſen,
welche die Zuſtellung der Beträge ins Haus beantragt haben, er-
folgt die Auszahlung durch die Beſteller am 29. und 30. Juli.
Ferner werden die Empfänger von Militärverſorgungsgebühr-
niſſen darauf hingewieſen, daß während der Dauer des Kleingeld-
mangels alle monatlichen Vfennigbeträge auf eine durch 5 teilbare
Zahl abgerundet werden können.

Alle BVriefſendungen vom Publikum an die Poſtanſtalten in
Halle (Saale), die Beſchwerden, Auskünfte, Nachſendungsanträge
uſw. betreffen, müſſen wie andere gleichartige Sendungen frei-
gemacht werden. Unfrankiert abgeſandte Sendungen werden mit
dem doppelten Betrage des Frankos austaxiert, für deſſen Be
zahlung der Abſender haftet.

Mitteilungen der Handelskammer. Das Juli-Heft des
Jahrganges 1920 der Mitteilungen der Handelskammer zu Halle
iſt ſoeben erſchienen. Es bringt Mitteilungen über Veränderungen
in der Liſte der von der Handelskammer öffentlich angeſtellten
und vereidigten Sachverſtändigen und Probenehmer, poſtaliſche
und andere Verkehrsbeſtimmungen, Steuer- und Zollfragen,
Außenhandel, Tarifverträge, ſowie ſonſtige für Jnduſtrie und
Handel wiſſenswerte Nachrichten. Die Zuſammenſtellung der er-
gangenen Geſetze, Erlaſſe, Verordnungen und Bekanntmachungen
iſt weiter fortgeſetzt. Die Mitteilungen der Handelskammer er-
ſcheinen monatlich und werden im Poſtzeitungsdienſt vertrieben.
Die Bezugsgebühr beträgt jährlich 10 M. ausſchließlich Beſtell-
geld. Beſtellungen nimmt jede Poſtanſtalt ſowie das Büro der
Handelskammer in Halle a. d. S., Franckeſtr. 5, entgegen.

Die Halliſche Kriegsgefangenenheimkehr und die Kriegs
oeſfangenen- Fürſorge des Roten Kreuzes für Halle und den Saal-
kreis ſind nächſten Donnerstag und Freitag geſchloſſen, da
der ehrenamtliche Leiter derſelben, Herr Juwelier Tittel, währ?nd
dieſer Tage in Berlin an Beratungen für unſere Kriegsgefangenen
teilnehmen muß.

Ut mine Stromtid. Jm U. T.-Lichtſpielhaus Leipzigerſtraße
wird augenblicklich ein Film vorgeführt, deſſen Stoff Fritz Reuters
unſterblichen Werke „Ut mine Stromtid entnommen iſt. Wenn
es Guch nie gelingen wird, derartig überragende Werke mit ihrem
dialektiſchen Schliff und den Feinßeiten der Dichterſprache auf die
Leinewand zu bannen, ſo kann doch geſagt werden, daß auch der
werfilmte Reuter hier noch rine erſtaunlich große Wirkung aus-

Die einzelnen Geſtalten wurden in prächtiger Weiſe darge-
ſtelkt. So der Gutsinſvektor Habermann als der vom Schick
ſal hart Geſchlagene, Onkel Bräſig in ſeiner urkomiſchen Ge-
wütlichkeit. Ueber all dieſen kernigen Menſchentypen lagert in
feſten Strichen gezeichnet unübertrefflicho Schlichtheit und Grad
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keit echt norddeutſchen Weſens. Wahrlich echte, unverfälſchte
Reutergeſtalten. Als ſehr gut gelungen muß weiter die Dar-
ſtellung des boshaften und herzloſen Halsabſchneiders Pomuſchels
kopf, der wie ein Vampyr auf dem Lande laſtet und immer neue
Schollen koſtbarer Heimaterde der von ihm ruinierten Beſitzer zu
ſeinem zuſammengeſcharrten Land fügt. Der ſich dann und wann
um die Geſamthandlung rankende goldene Humor läßt den Geiſt
Reuters um ſo deutlicher erkennen. Wenn auch ein Film das Werk
Reuters in ſeiner geſamten abgeſchloſſenen harmoniſchen Wirkung
nicht wieder gegeben werden konn, ſo wird doch hier in begrüßens-
werter Weiſe für dasſelbe Verſtändnis erweckt, was ſich ſicher zum
Nutzen der Reuterliteratur auswirken wird.

Provinz und Umgegend

Der Gchiedsſpruch für das mitteldeutſche Braunkohlen
gewerbe.

Das Schiedsgericht hat unter dem Vorſitz des Refe-
renten im Reichsarbeitsminiſterinm Dr. Tibertin s
bis Heute früh 4 Uhr getagt. Es wurde folgender Schieds-
ſpruch gefällt:

Es findet eine Schichtlohnerhöhung von z Mk. ſtatt.
Außerdem wird zu den bisherigen Sätzen der Kinder
zulagen und der Hausſtandszulage je 1 Mk. bewilligt.

Damit ſind die Forderungen der Bergarbeiterſchaft
reſtlos erfüllt worden. Es iſt mit aller Wahrſcheinlichkeit
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Der in Halle am Sonntag tagenden Konferenz der mittel-

deutſchen Bergarbeiter (über die wir bereits geſtern berichteten
war eine Urabſtimmung über rin eines
Streik vorangegangen. An dieſer Abſtimmung über Anrufung
eines Schiedsgerichts hatten ſich 46 084 beteiligt, davon ſtimmten
für Schiedsſpruch 21 188, dagegen 24 906 Bergarbeiter; für Sireik
49 908, dagegen 26 442 Bergarbeiter. Nicht abgeſtimmt haben
von allen Belegſchaften 65 450 Bergarbeiter.

Die Kaliſnduſtrie gegen die Erhöhung der Kohlenprelſe.

Vom Kaliwerk Krügershall wird uns geſchrieben:
Nach Zeitungsmeldungen ſoll das m u

Kohlenſyndikat beim Reichskohlenverband eine Erhöhung der
Steinkohlenpreiſe beantragt haben. Die Kaliinduſtrie hat zu
dieſer geplanten Preiserhöhung wie folgt Stellung genommen:„Nach Zeitungsmeldungen hat die Mitgliederder mmlung des

Rheiniſch-Weſtföliſchen Kohlenſyndikats am 19. d. M. beſchloſſen,
dem Reichskohlenverband eine Erhöhung der Kohlenpreiſe ab
1. Auguſt vorzuſchlagen. Wir können es nicht unterlaſſen, vom
Standpunkt der Kaliinduſtrie aus aufs ſchärfſte gegen die neue
Preiserhöhung für Steinkohlen zu proteſtieren, die auch die
Begehrlichkeit der Arbeitnehmer und Arbeitgeber
in der Braunkohleninduſtrie erwecken dürfte und die ein wenig
zum Stillſtand gekommene Preisſchraube von neuem in Bewegung
ſetzt. Für die Kaliinduſtrie iſt eine Erhöhung der Kohlenpreiſe
einfach unerträglich, da dieſe Jnduſtrie bereits bei den u
von Kaliſalzen an das Jnland bares Geld zuſetzt. Lediglich die
Beſfürchtung, daß eine weitere Erhöhung der Preiſe für Dünge-
mittel die Landwirte zu einer extenſiven Wirtſchaft veranlaſſen
kann, da die Preiſe der land wirtſchaftlichen Produkte mit den
außerordentlich geſtiegenen Betriebskoſten nicht mehr im Einklang
ſtehen, hat die Kaliinduſtrio bisher veranlaßt, weitere Preis-
erhöhungen nicht zu beantragen. Kommt die Kohlenpreiserhöhung,
ſo wird ſich der Reichskalirat erneut mit der Frage der Erhöhung
der Jnlandpreiſe beſchäftigen müſſen. Eine Heraufſetzung der
Preiſe für Kalidüngemittel würde unter Umſtänden ernſtliche Fol-
gen haben, nicht nur für den Abſatz der Kaliinduſtrie, ſondern auch
für die Landwirtſchaft und das geſamte deutſche Volk, denn die
Werten Ware Folge wäre wieder eine Verteuerung des täglichen

rotes.
Wir erheben daher ganz entſchieden ſchärfſten Einſpruch gegen

die geplante Erhöhung der Steinkohlenpreiſe und behalten uns
vor, noch mit ausführlichen Begründungen auf die Angelegenheit
zurückzukommen.

Es iſt ja zu begrüßen, daß die Jnduſtriellen ſich gegen eine
noch ſchärfere Anziehung der Preisſchraube wenden. Abgeſehen
von den Hinweiſen auf die eigene Bedürfnisloſigkeit, iſt das Schrift-
ſtück noch inſofern von erfriſchender Deutlichkeit, als es auf die
Begehrlichkeit“ der mit denſelben Herren verſchwiſterten und ver-
ſchwägerten Kohleninduſtrie hinweiſt. Die Arbeiterſchaft aber
kann daraus erſehen, daß alle Lohnerhöhungen nur vom Volks-
ganzen getragen werden, da ſich der Unternehmer in allen Lagen
ſchadlos hält.

Pergarbeſter und vetriebsräte.
Die Betriebsräte des halliſchen Vezirks.

Vom Verband der Bergarbeiter wird uns geſchrieben:
Nach langer, mühevoller Arbeit ſind wir jetzt in der Lage,

einen kurzen, ziffernmäßigen Ueberblick über die Betriebsräte des
Erz-, Kali- und Braunkohlenbergbaues im Bezirk Halle zu geben.

Das hätte ſchon längſt h können, wenn unſere Kame-
raden den großen Wert ſtatiſtiſcher Feſtſtellungen erkannt hätten;wenn ſie gewiſſenhaft und ſchnell die ihnen zugeſandten Fragebogen

ausgefüllt und zurückgeſandt hätten. Unſere Kameraden müſſen
einſehen, daß zuſammengefaßte Ergebniſſe den einzelnen d
när die heſte Ueberſicht über alle Vorgänge ermöglichen ohne ihre
Kenntnis iſt eine wirkſame Arbeit unmöglich. Man ſoll bedenken,
daß die Perbandsleitung, von der man alles wiſſen will, eine über-
ſichtliche Darſtellung aller Vorkommniſſe nur geben kann, wenn
jeder befragte Kamerad ſich der kleinen Mühe der Beantwortung
der wenigen aber wichtigen Fragen ſo ſchnell und gewiſſenhaft als
möglich unterzieht.

Die Kameraden räſonieren, wenn ihnen die Verbandsleitung
keine Aufklärung geben kann, bedenken aber nicht, daß ſie in den
meiſten Fällen die Schuld ſelbſt tragen. Wichtige Fragebogen und
andere Schriftſtücke werden oft achtlos beiſeite gelegt, ihre Aus
füllung und Abſendung verzögert, und dann wundert man ſich,
wenn die Verbandsleitung keinen Beſcheid über die wichtigſten
Dinge weiß. Aber auch gewiſſenhaft müſſen Fragen beantwortet
werden, ſonſt entſtehen unnötige Rückfragen, bei denen viel Zeit
und Geld vergeudet wird. Jede geſtellte Frage iſt von Wichtigkeit;
oberflächlich beantwortete ſchädigen, wenn ſie öffentlich benutzt
werden, das Anſehen des Verbandes und die Vertrauenswürdig-
keit das Berichterſtatters.

Das muß alſo in Zukunft beſſer werden.
o Wir laſſen nun die Ergebniſſe der einzelnen Beruſsgruppen
folgen.

Jm Erzberghan ſind in 21 Betrieben 121 Betriebsräte gewählt
worden, die dem Bergarbeiterverband angehören. Die auf die
anderen beteiligten Verbände entfallenden Mandate verteilen ſich
nur auf freie Gewerkſchaften. Da in den meiſten Fällen nur eine
Liſte aufgeſtellt war. fanden Wahlen nur in wenigen Fällen ſtatt.

Im Kaliberahau ſind in 24 Betrieben 145 Betriebsräte des
Vergarbeiterverbandes gewählt worden. Auch hier waren Wahlen
meiſt unnötig, weil auch nur eine Verbandsliſte aufgeſtellt war.
Gegen die freien Gewerkſchaften gerichtete Liſten waren nirgends
aufgeſtellt.

Jin Braunkohlenbergbau ſind in 53 Betrieben insgeſamt 305
dem Bergarbeiterverbande angehöärende Betriebsräte gewählt wor-
den. Auch fanden vielfoch Wahlen nicht ſtatt, weil Gegenliſten
nicht aufgeſtellt waren. Nur in einem Betriebe waren Parteiliſten
aufgeſtellt. hier entfielen je 6 Mandate auf die Liſten der S. P. D.
und der U. S. P. D

Jm Bezirk Halle gehören demnach dem Bergarbeiterverbande
insgeſamt 571 Betriebsräte an

Wenn dieſe Elite der BPergarbeiter unter zielbewußter Füh-
rung tatkräftig an der Durchführung der Beſtimmungen des Be-
triebsrätegeſetzes arbeitet, werden ſie ſehr viel Gutes für die Kame-
raden ſchaffen können. Das können ſie aber nur in der Gewißheit
daß hinter ihnen die ganze Macht des Verbandes und die Einig-
keit und Ge ſchloſſenheit der Kameraden ſteht.

Unabhängige Petriebsräte als Lebensmittelſchieber
Am 24. Juli 1920 wurde in Magdeburg der bekannte Unab-

böngige Kroſſe wegen umfanreicher Lebensmittelſchiebungen ver
haftet. Kraſſe hat nach den bisherigen Feſtſtellungen in ſeiner
Eigenſchaft als Vetriebsrat der Krupp-Huſung-Werke es verſtan
den, von der Reichefettſtelle in Berlin unter der falſchen Drohung,
daß die Arbeiter rerſchiedener Magdeburger Werke ſofort in den
Streik treten wirden, mehrere Waggons Scehmals erſchwindelt
und ſie unter der Hand weiter verſchoben,

Löberitz. Sommerfeſtder Gewerkſchaften. Allent,
halben finden jetzt Gewerkſchaftsfeſte ſtatt oder ſind für die nächſte
Jeit geplant. Da wollen auch Löberitz, Grötz und Rodigkau nicht
urückſtehen. Für das hieſige Sommerfeſt der Gewerkſchaften, ver
bunden mit Kinderfeſt, iſt Sonntag, der 8. Auguſt in Ausſicht ge
nommen. Der Feſtausſchuß entfaltet bereits eine rührige Tätig-
keit um den Tag ſo genußreich wie möglich zu geſtalten.

Zeit. Brand eines Kinos. Jn Droyßig war dasdamit zu rechnen, daß der Schiedsſpruch von den Berg-

arbeitern angenommen wird. e
Kino im Deutſchen Hauſe“ durch eine Filmexploſion in Brand ge
raten. Jm Nu ſtanden ſämtliche auf demſelben Flur liegenden
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n e e u h t W
iedsgerichts oder

creere e nZimmer in Flammen, die faſt vollſtändig aushrannlen. Der Be
ſitzer des Kinos, Füch'el. war bewußtlos geworden und konnte nur
mit Einſatz eigener Lebensgefahr beherzter Männer, von denen
zwei ohnmächtig wurden, ſchwer verbrannt aus ſeiner ſchredk-lichen Lage befreit werden. Fin im Deutſchen Hauſe“ zur
Sommerfriſche weilendes Ehepaar wurde durch Brandwunden er
heblich verletzt.

Wittenberg. An unſere Poſtabonnenten. Die Poſt,
abonnenten der „Volksſtimme“, welche den Bezugspreis für Monat
Auguſt noch nicht bezahlt haben, und die Zuſtellung der Zeitung
durch unſern Austräger wünſchen, erſuchen wir, ihre Adreſſen bis
zm 31. d. M. dem Genoſſen H. Buchheim, Wittenberg, zuzuſtellen.
Die Zuſtellung erfolgt in dieſem Falle am Abend des Erſcheinungs
tages.

„zjJcr

Axs üllet Vell.
Brand in Bombau.

Bombay, 25. Juli. Havas. Seit dem 17. Juli brenn
der Stoffmarkt. 2000 engliſche Magazine ſind vollſtändi,
zerſtört. Der Schaden wird auf mindeſtens 5 Millionen

Sterling geſchätzt. Am 21. Juli dauerte der Brand
noch an.

Neunkirchen. Die ſchwarze Landplage. Der Neun
kircher „Volkszeitung“ zufolge wurde ein Marokkaner dabei über-
raſcht, wie er ſich an einem elfjiährigen Knaben verging. Es kam
zu Tätlichkeiten, bei denen der Marokkaner ſchlecht abſchnitt,
Zwiſchen einem marokkaniſchen Kameraden, den der Verbrecher
herbeirief, und dem Publikum, entwickelten ſich gleichfalls Zwiſtig,
keiten. Ein vorübergehender franzöſiſcher Offizier, der gegen die
Soldaten einſchreiten wollte, wurde von dieſen ebenfalls tätlich
angegriffen.

Gewerhchafthihes

Betriebsräte und Gewerkſchaften.
Jn Bremen hielt Robert Dißmann im Metallarbeiterverband

einen Vortrag. Dem Bericht entnehmen wir folgendes: „Wir
müſſen ſachlich und klar uns mit Andersdenkenden auseinander-
ſetzen, aber dieſo Auseinanderſetzungen müſſen frei bleiben von
allen perſönlichen Zänkereien. Die Geſchloſſenheit und Einheit
der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung muß unter allen Umſtänden
in den Vordergrund geſtellt werden, daran iſt nicht zu rütteln. Die
deuſche Arbeiterbewegung hat an Zerſplitterung jetzt gerade genug.
Für den denkenden Proletarier, der mit ganzer Seele an dem
Sozialismus hängt, iſt es ein Bild des Jammers, zu ſehen, wie
das Proletariat ſich ſelbſt zerfleiſcht, anſtatt ſeine ganze Kraft gegen
den einzigen natürlichen Feind zu richten. Ginge es nach uns
allein, ſo ſtürzten wir den Kapitalismus innerhalb 24 Stunden.
Die Eroberung der politiſchen Macht iſt in dieſer kataſtrophalen
Zeit nicht ſchwer, viel ſchwerer iſt es, dieſe Macht zu halten und
noch viel ſchwerer, damit den Sozialismus durchzuführen. Mit der
großen Klappe iſt da nichts getan. Nur die Gewerkſchaften ſind in
der Lage, den Arbeitern über den Rahmen des Betriebsrätegeſetzes
hinaus Rechte zu erkämpfen. Der Glaube, durch die Aufſtellung
einer ſelbſtändigen Betriebsräteorganiſation die Arbeiter der
K. P. D., U. S. P., S. P. D., HirſchDuncker und der chriſtlichen
Gewerkſchaften alle unter einen Hut bringen zu können, iſt eine
Utopie, Wir können lediglich freie Gewerkſchaften, und auch dieſe
nur nach gewerkſchaftlichen Grundſätzen und nicht a dem poli
tiſchen Standpunkt zuſammenfaſſen. Die wichtigſte Aufgabe der
Betriebsräte iſt die Sozialiſierung der Produktion. Durch den
verhängnisvollen Einfluß zweier gegenſätzlicher Organiſationen,wie Betriebsräteorganiſation und Erertſchaft wird der Sozialis

mus aber nur gehindert. Wir müſſen die Maſſen organiſieren,
die erſt den Betriebsräten die Macht geben können. Und dieſe
Maſſen haben wir organiſiert und das ſind die Gewerkſchaften.

Robert Dißmann hat ja ſo Recht. Aber amüſant iſt doch. daß
er ſelbſt ſich jetzt gegen Angriffe wehren muß. die vorher er ſelbſt
gegen die Mehrheitsſozialiſten und „Bonzen“ gemacht hat.

cm W
öbziules.

Geſetzliche Regelung der Familienverſicherung.

Die Badiſche Geſellſchaft für ſoziale Hygiene hat
ſoeben an den Reichstag ein Geſuch betr. die Neuregelung
der Familienhilfe gerichtet. Es ſoll ein Geſetz ausge
arbeitet werden, daß ſämtliche Krankenkaſſen die Pflicht
auferlegt, dieſe Leiſtung zu gewähren, d. h. insbeſondere
die Koſten für er Behandlung und Arzneien zu
übernehmen. In dieſem Gefetz ſoll angeblich angeordnet
werden, daß die Gemeinden (Kreife), die Gliedſtaaten
und das Reich den Krankenkaſſen zur Durchführung der
Familienhilfe angemeſſene Zuſchüſſe gewähren. Sollte
es ſich nicht erreichen laſſen, daß durch ein Reichsgefet
die Familienverſicherung zur Pflichtleiſtung geſtaltet
wird, ſo bittet die genannte Geſellſchaft den Reichstag
eine Beſtimmung zu ſchaffen, wonach jeder Gliedſtaa!
befugt ſein ſoll, in ſeinem Bereich geſetzlich anzuordnen,
daß alle Krankenkaſſen Familienhilfe wer müſſen
und zur Durchführung dieſer Vorſchriften vom Staot
und den Gemeinden (Kreiſen) erhalten. Gleichzeitig
wurde an den Badiſchen Landtag ein Geſuch gerichtet
ſobald die gekennzeichnete Befugnis auf Grund eine
Reichsgeſetzes vorliegt, ein Geſetz zu ſchaffen, nach
welchem alle Badiſchen Krankenkaſſen Familienhilfe ge
währen müſſen und zur Durchführung Staatszuſchüſſe
erhalten ſollen.

Die Geſuche ſtützen ſich auf die von Dr. A. Fiſcher
verfaßte Schrift „Die Familienverſicherung in Baden
die ſoeben als zweites Heft „der ſozialhygieniſchen Ab-
andlungen“ im Verlag C. F. Müller, Karlsruhe, er
chienen iſt. Dieſer Schrift, für welche amtlicher Ent

ſtehungsſtoff benutzt wurde, iſt u. a. zu entnehmen, daß
die Vorſtände der maßgebenden Krankenkaſſen die Eip
führung der obligatoriſchen Familienverſicherung untet
Gewährung von Staatszuſchüſſen wünſchen, daß die
Koſten für die Familienhilfe nur 8 Prozent der Geſamt
ausgaben der Krankenkaſſen betragen, und daß die
Familienhilfe bisher ſehr wenig, beſonders unter den

l iſt. Es wäre zu wünſchen,daß dieſe Geſuche im Hinblick auf die ungenügende ärz
liche Verſorgung der Kinder und auf die gegenwärtig ſo
weit verbreitete Tuberkuloſe bei den geſetzgebenden
Körperſchaften eine günſtige Aufnahme finden.

As dem Geſchäſtzverkehr.

Patenthett. Herr Guſtav Franz Gröber, der Erfinder de
m r einer unſerer Angeſtellten, bringt ſeine ver
Arbeit „Patentbett“ morgen nachmittag, den 27. d., 4 Uht
in unſerem Geſchäftshaus, Gebr. Bethmann, Kunſtmöbelfabril,Gr. Steinſtraße 79, zur Vorführung ba c
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